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Problembeschreibung/ Begründung:
Im Ergebnis der regulären Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung haben sich
bezüglich der Höhe baulicher Anlagen und der Höhenbezugspunkte und damit
wesentliche Anderungen in den Grundzügender Planung ergeben, die eine erneute
Behördenbeteiligung und öffentlicheAuslegung nach sich ziehen. Der Entwurf des
Bebauungsplanes Nr. 65 wurde daraufhin entsprechend geändert.

Die Stadtvertretung Teterow möge die emeute Auslegung des Bebauungsplanes Nr. 65
beschließen.
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BeschlussNr. 152-23/22

über den Entwurf und die (erneute) öffentliche Auslegung des
Bebauungsplanes Nr. 65 für das allgemeine Wohngebiet südwestlich der
Bebauung Am Bornmühlenweg / Am Mühlenberg, nordwestlich der
Bornmühleund östlichlandwirtschaftlicher Flächen

a) Abwägungaus der Beteiligung nach §3 Abs. 2 und §4 Abs. 2 BauGB

Die während der öffentlichen Auslegung des Entwurfs des B-Planes Nr. 65
angegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit, der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange hat die Stadtvertretung mit dem aus dem
Abwägungsprotokollersichtlichen Ergebnis geprüft.

Der Bürgermeisterwird beauftragt, diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben
haben, von dem Ergebnis mitAngabe der Gründein Kenntnis zu setzen.

b) Billigung des Entwurfes und erneute öffentlicheAuslegung nach §3 Abs. 2
BauGB

1. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 65 fürdas allgemeine Wohngebiet
„Mühlenblick" sowie der Entwurf der Begründung werden mit folgenden
Änderungengebilligt:

Das GrundstückNr. 84 wird dem WA 4 zugeordnet.
D/'e GrundstückeNr. 1 bis 8 und Nr. 92 werden dem WA 4 zugeordnet.

2. Die Entwürfedes Planes und der Begründung sind nach §3 Abs. 2 BauGB
öffentlich auszulegen und die beteiligten Behörden und sonstigen Träger
öffentlicherBelange überdie Auslegung zu benachrichtigen. Zusätzlich sind
der Inhalt der Bekanntmachung der öffentlichenAuslegung und die nach §§
Abs. 2 Satz 1 BauGB auszulegenden Unterlagen in das Internet einzustellen
und überdie Seite der Stadt Teterow www.teterow.de zugänglichzu machen.

Teterow, 25.03.2022
^üSTAö^

fec-^ '7^^
/

Bürgermeister

Abstimmungsergebnis:
Gesetzliche Anzahl der Mitglieder der Stadtvertretung: 21
davon anwesend: 16 Ja-Stimmen: 13 Nein-Stimmen: O

Bemerkung:

Stimmenthaltungen: 3

Aufgrund des §24 der Kommunalverfassung Mecklenburg - Vorpommern haben folgende Mitglieder
der Stadtvertretung weder an der Beratung noch an der Abstimmung mitgewirkt:

Mö^

Teterow, 25.03.2022
^-r'^> /^n^

/
Bürgermeister



Bergringstadt Teterow

Landkreis Rostock

Bebauungsplan Nr. 65
'Mühlenblick'

fürdas Gebiet südwestlichder Bebauung
Am Bommühlenweg/Am Mühlenberg, nordwestlich der

Bornmühleund östlichlandwirtschaftlicher Flächen

-Abwägungsprotokoll-

überdie Stellungnahmen und Anregungen
im Rahmen der Beteiligung gemäß

§4 Abs. 2, §2 Abs. 2 und §3 Abs. 2 BauGB



STELLUNGNAHMEN UND ANREGUNGEN ABWÄGUNG UND BESCHLUSS

Auf Grund des Beteiligungsverfahrens
hat folgender Trägeröffentlicher Belange
schriftlich mitgeteilt, dass von seiner Sei-
te zu der Planung keine Anregungen
vorzutragen sind:

Landesamt fürUmwelt, Naturschutz und
Geologie M-V, Güstrow

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genom-
men.

Folgende beteiligte Träger öffentlicher
Belange und Nachbargemeinden haben
keine Stellungnahme abgegeben:

Deutsche Telekom AG, Dresden
Landesamt fürGesundheit und Soziales,
Abt. Arbeitsschutz und technische Si-
cherheit, Schwerin
Landesamt fürKultur und Denkmalpflege,
Archäologie und Denkmalpflege, Schwe-
nn
Amt Mecklenburgische Schweiz
Stadt Malchin

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genom-
men.

Folgende Trägeröffentlicher Belange ha-
ben Anregungen bzw. Hinweise
vorgetragen:

Amt für Raumordnung und Landespla-
nung Region Rostock
Landkreis Rostock
Staatliches Amt für Landwirtschaft und
Umwelt Mittleres Mecklenburg
Stadtwerke Teterow als Betriebsführer
des Zweckverbandes „Wasser/Abwasser
Mecklenburgische Schweiz"
Vodafone Kabel Deutschland GmbH,
Schwerin
Landesamt für innere Verwaltung Meck-
lenburg-Vorpommern, Amt für
Geoinformation, Vermessungs- und Ka-
tasterwesen
Wasser- und Bodenverband „Teterower
Peene", Jördenstorf

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genom-
men.
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STELLUNGNAHMEN UND ANREGUNGEN ABWÄGUNG UND BESCHLUSS

Seitens der Offentlichkeit sind 18 Stel-
lungnahmen abgegeben worden.

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genom-
men.

Amt für Raumordnung und Landespla-
nung Region Rostock
(Stellungnahme vom 14.01.2022)

1. Planungsinhalt
Schaffung bauplanungsrechtlicher Voraus-
setzungen für ein neues Wohngebiet mit
verschiedenen Wohnformen fürunterschied-
liche Ansprüche auf bislang überwiegend
intensiv genutzten Ackerflächen zur Verbes-
serung des Angebots für den örtlichen und
den Wohnungsbedarf im Nahbereich von
Teterow auf dem Sektor des individuellen
Wohnungsbaus (Einfamilien-, Doppel- und
Reihenhäuser), aber auch im Geschosswoh-
nungsbau (Wohnungen in
Mehrfamilienhäusern), durch Festsetzung
von allgemeinen Wohngebieten (WA 1 bis
WA 3) gemäß§4 BauNVO.

Der Plangeltungsbereich des B-Plans Nr. 65
umfasst ca. 12,43 ha, davon ca. 7,51 ha WA.

Der wirksame Flächennutzungsplan der
Stadt Teterow stellt das Plangebiet größten-
teils bereits als Wohnbaufläche (W) dar. Im
Westen und Süden sind Bereiche als Fläche
für die Landwirtschaft bzw. Grünflächemit
der Zweckbestimmung „Dauerkleingärten"
ausgewiesen. Mit der parallelen 12. F-
Planänderung ist überwiegend die Darstel-
lung einer Wohnbaufläche (W) sowie
zusätzlich einer FlächefürMaßnahmenzum
Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Na-
tur und Landschaft, einer FlächefürVer- und
Entsorgung mit der Zweckbestimmung „Re-
genrückhaltebecken" und einer öffentlichen
Grünfläche mit der Zweckbestimmung
„Spielplatz" im Südwestendes
Anderungsbereichs vorgesehen.

2. Beurteilungsgrundlagen
Die Entwürfedes Bebauungsplans Nr. 65 für
das allgemeine Wohngebiet „Mühlenblick"
bzw. der 12. Anderung des Flächennut-
zungsplans der Stadt Teterow werden
raumordnerisch unter Zugrundelegung des
Landesraumentwicklungsprogramms Meck-

Der Sachverhalt ist zutreffend zusammenge-
fasst.

Der Sachverhalt ist zutreffend.

Der Sachverhalt ist zutreffend zusammenge-
fasst.

Der Hinweis auf die übergeordneten Pla-
nungsvorgaben wird zur Kenntnis
genommen.
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STELLUNGNAHMEN UND ANREGUNGEN ABWÄGUNG UND BESCHLUSS

lenburg-Vorpommern (LEP-LVO M-V vom
27. Mai 2016) und des Regionalen Raum-
entwicklungsprogramms Mittleres
Mecklenburg/Rostock (RREP MMR-LVO MV
vom 22. August2011) beurteilt.

3. Ergebnis der Prüfung
Nach Abwägung aller landes- und regional-
planerischen Belange sind die Entwürfe des
Bebauungsplans Nr. 65 für das allgemeine
Wohngebiet „Mühlenblick" bzw. der damit im
Zusammenhang stehenden 12. Änderung
des Flächennutzungsplans der Stadt
Teterow mit den Erfordernissen der Raum-
ordnung vereinbar. Die Ausweisung eines
Wohngebietes fürden örtlichen und darüber-
hinausgehenden Bedarf mit einer Mischung
aus differenzierten Angeboten für unter-
schiedliche Wohnansprüche und
Altersgruppen soll dem Trend weiterer Ein-
wohnerverluste im Mittelzentrum Teterow
entgegenwirken und wird im Sinne der nach-
haltigen Stabilisierung des Zentralortes aus
regionalplanerischer Sicht ausdrücklich be-
grüßt.

Meine Stellungnahme vom 08.09.2020 zu
den Vorentwürfen des B-Plans bzw. der
12. F-Planänderung behält weiterhin Gültig-
keit.

Zu den Umweltberichten werden aus raum-
ordnerischer Sicht keine Hinweise gegeben.

Die Planungen sind im Amt unter der ROK-
Nr. 2_040/21 (B-Plan Nr. 65) bzw. 2_094/00
(FNP) erfasst.

Stellunanahmevom 08.09.2021:

Auf Grundlage der mir vorgelegten Unterla-
gen:

zu 1.: - Satzung überden B-Plan Nr. 65 mit
Planzeichnung M 1 : 2.000 und Textteil (Vor-
entwurf, Stand: 24.06.2021)
- Begründung zum B-Plan mit Umweltbericht
(Vorentwurf, Stand: 24.06.2021)
zu 2.: - 12. Änderung des FNP mit Plan-
zeichnung M 1 : 5.000, Textteil, Begründung
und Umweltbericht (Vorentwurf, Stand:
24.06.2021)
ergeht nachfolgende landesplanerische Stel-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Die Stellungnahme vom
08.09.2021 wurde wie unten folgt berück-
sichtigt.

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genom-
men.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Abwägung zur Stellungnahme vom
08.09.2021:
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STELLUNGNAHMEN UND ANREGUNGEN ABWÄGUNG UND BESCHLUSS

lungnahme zu den o. g. Planungen:

1. Planungsinhalt
Schaffung bauplanungsrechtlicher Voraus-
setzungen für ein neues Wohngebiet mit
einem differenzierten Wohnangebot (klassi-
sche Einfamilienhausgrundstucke, Doppel-
und Reihenhäuser sowie auch Wohnungen
in Mehrfamilienhäusern) auf bislang über-
wiegend intensiv genutzten Ackerflachen zur
Bedarfsdeckung einer anhaltend großen
Nachfrage nach Baugrund fürden individuel-
len Wohnungsbau, aber auch im Sektor des
Geschosswohnungsbaus, durch Festsetzung
von allgemeinen Wohngebieten (WA 1 bis
WA 3) gemäß§4 BauNVO.
Der Plangeltungsbereich des B-Plans Nr. 65
umfasst ca. 13,99 ha, davon ca. 7,75 ha WA.

Der wirksame Flächennutzungsplan der
Stadt Teterow stellt das Plangebiet größten-
teils bereits als Wohnbauflache (\N) dar. Im
Westen und Süden sind Bereiche als Flache
für die Landwirtschaft bzw. Grünflache mit
der Zweckbestimmung „Dauerkleingarten"
ausgewiesen. Mit der 12. F-Planänderung ist
überwiegend die Ausweisung einer Wohn-
bauflache (W) sowie zusätzlich einer Fläche
fürMaßnahmenzum Schutz, zur Pflege und
Entwicklung von Natur und Landschaft im
Sudwesten des Anderungsbereichs vorge-
sehen.

2. Beurteilungsgrundlagen
Die Vorentwurfe des Bebauungsplans Nr. 65
fürdas allgemeine Wohngebiet „Mühlenblick"
bzw. der 12. Anderung des Flächennut-
zungsplans der Stadt Teterow werden
raumordnerisch unter Zugrundelegung des
Landesraumentwicklungsprogramms Meck-
lenburg-Vorpommern (LEP-LVO M-V vom
27. Mai 2016) und des Regionalen Raum-
entwicklungsprogramms Mittleres
Mecklenburg/Rostock (RREP MMR-LVO MV
vom 22. August2011) beurteilt.

Teterow wird im LEP-Kapitel Zentrale Orte,
Programmsatz Z 3.2 (3), als Mittelzentrum
festgelegt und soll dementsprechend als re-
gional bedeutsamer Infrastrukturstandort
gesichert und weiterentwickelt sowie in der
Funktion als Wirtschafts- und Arbeitsstandort
gestärktwerden.

Der Sachverhalt ist zutreffend zusammenge-
fasst.

Der Sachverhalt ist zutreffend zusammenge-
fasst.

Der Hinweis auf die Beurteilungsgrundlagen
wird zur Kenntnis genommen.

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genom-
men.
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STELLUNGNAHMEN UND ANREGUNGEN| ABWÄGUNG UND BESCHLUSS

Die Gesamtkarte des LEP und die Grundkar-
te der räumlichenOrdnung des RREP stellen
für die Stadt Teterow ein Vorbehaltsgebiet
Landwirtschaft gemäß LEP-/RREP-
Programmsatz 4.5 (3)/G 3.1.4 (1) und ein
Vorbehaltsgebiet Tourismus entsprechend
LEP-/RREP-Programmsatz 4.6 (4)/G 3.1.3
(1)/(3) (RREP: Tourismusschwerpunktraum
im Binnenland) dar.

Als Ziele und Grundsatze der Raumordnung
sind bei der vorliegenden Planung vor allem
die LEP-Programmsatze 4.1 (1), Bauflächen
reduzieren, Z 4.1 (5), Vorrang der Innenent-
wicklung, Z 4.1 (6), Vermeidung von
Zersiedlung, und Z 4.5 (2), Sicherung be-
deutsamer Böden, sowie die RREP-
Programmsatze Z 4.1 (3), Innen- vor Außen-
entwicklung, und G 4.1 (1),
Siedlungsentwicklung, zu beachten bzw. zu
berücksichtigen. Die Aufgaben Zentraler Orte
sind im LEP-Kapitel 3.2festgelegt.

3. Ergebnis der Prüfung
Nach Abwägung aller landes- und regional-
planerischen Belange kann für den
geplanten Wohnbaustandort eine Vereinbar-
keit mit den Erfordernissen der
Raumordnung in Aussicht gestellt werden,
sofern sichergestellt ist, dass die im FNP be-
reits als Wohnbaufläche (W) dargestellte
Landwirtschaftsfläche zwischen dem Plan-
gebiet und der vorhandenen Wohnbebauung
kurz- oder mittelfristig ebenfalls einer Wohn-
nutzung zugeführt wird (vgl. LEP-
Programmsatz Z 4.1 (5), Vorrang der Innen-
entwicklung).

Die Schaffung von Angeboten für unter-
schiedliche Wohnanspruche in
verschiedenen Wohnformen, insbesondere
im Wohnungsmarktsegment des Geschoss-
wohnungsbaus, wird aus
regionalplanerischer Sicht ausdrücklich be-
grüßt.

Bei der Planung handelt es sich um eine
sinnvolle Flächenarrondierung mit dem Ziel,
am Teterower Stadtrand und dennoch in gu-
ter Erschließungslage sowie noch zu
schaffender direkter Anbindung an das Sied-
lungsgefüge nachfragegerecht ein neues
Wohngebiet zu entwickeln.

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genom-
men.

Die Ziele und Grundsätze der Raumordnung
werden zur Kenntnis genommen und sind zu
beachten.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Zunächst soll das Plangebiet den
dringend benötigen kurzfristigen Bedarf an
örtlichen Wohngrundstücken decken. Die
Bemühungen, die östlich anschließendeFlä-
che zwischen dem Plangebiet und der
vorhandenen Wohnbebauung ebenfalls einer
wohnbaulichen Nutzung zuzuführen, waren
bislang nicht von Erfolg gekrönt. Es wird aber
weiter daran gearbeitet.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.
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STELLUNGNAHMEN UND ANREGUNGEN ABWÄGUNG UND BESCHLUSS

Im Sinne der Nationalen Nachhaltigkeitsstra-
tegie der Bundesregierung soll die
Neuausweisung von Siedlungs- und Ver-
kehrsflachen landesweit reduziert werden
(LEP M-V, Programmsatz 4.1 (1)). Entspre-
chend Landesraumentwicklungsprogramm,
Programmsatz Z 4.2 (1), und RREP MM/R,
Programmsatz G 4.1 (1), ist die Wohnbauflä-
chenentwicklung auf die Zentralen Orte in
ihrer überörtlichenBündelungsfunktion und
als Schwerpunkte der Siedlungsentwicklung
entsprechend LEP-Programmsatz 4.1 (2) zu
konzentrieren.

Aufgrund der zentralörtlichen Einstufung
kann Teterow über den im RREP-
Programmsatz Z 4.1 (2) definierten dreipro-
zentigen Eigenbedarf hinaus
Wohnbauflachen entwickeln. Dieses Vorge-
hen dient der Stärkung Zentraler Orte und
verhindert gleichzeitig eine Zersiedlung des
ländlichen Raumes, Die beabsichtigte Pla-
nung erfüllt die vorgenannten
raumordnerischen Anforderungen hinsicht-
lich der Konzentration auf Teterow in seiner
zentralörtlichen Funktion und einer damit
einhergehenden nachhaltigen Nutzung vor-
handener sozialer, kultureller, sportlicher,
wirtschaftlicher und technischer Infrastruktu-
ren (Versorgungs-, Verwaltungs- und
Bildungseinrichtungen, OPNV/SPNV usw.).

Mit Blick auf die Inanspruchnahme landwirt-
schaftlicher Flächen für neue
Wohnbaugrundstucke verweise ich auf die
Anforderungen des Landesraumentwick-
lungsprogramms hinsichtlich der Sicherung
bedeutsamer Böden (Programmsatzes Z 4.5
(2)).
Im weiteren Verfahren ist dieser raumordne-
rische Belang abzuarbeiten. Die zu
überplanenden Bereiche mit bislang land-
wirtschaftlicher Nutzung sind dazu auf eine
mögliche Betroffenheit von Flachen mit Bo-
denwertzahlen s 50 zu prüfen, da solche
gemäßdem o. g. Programmsatz nicht in an-
dere Nutzungen umgewandelt werden
dürfen. Bei Flachengrößender fürdie Land-
wirtschaft bedeutsamen Böden von unter 5
ha ist nicht von einer Raumbedeutsamkeit
auszugehen.

4. Sonstige Hinweise
Entgegen der Aussagen in beiden Planbe-

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genom-
men.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Der Anregung wird entsprochen. Der Um-
weltbericht wird um Belange des
Bodenschutzes und um entsprechende Aus-
sagen zur Sicherung bedeutsamer Böden
ergänzt.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen
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STELLUNGNAHMEN UND ANREGUNGEN ABWÄGUNG UND BESCHLUSS

gründungen ist die Stadt Teterow im LEP M-
V 2016 nicht explizit als Standort fürdie An-
siedlung klassischer Industrie- und
Gewerbeunternehmen festgelegt.

Das Plangebiet berührt die im RREP ent-
sprechend Programmsatz G 6.4 (2)
festgelegte Vorbehaltstrasse für eine Orts-
umgehung im Zuge der B 104. Der
Entwicklung des geplanten Wohngebietes
steht dies nicht entgegen. Die Ortsumgehung
ist im aktuellen Bundesverkehrswegeplan
nicht mehr enthalten, sodass in absehbarer
Zukunft nicht mit einer Verwirklichung dieses
Vorhabens gerechnet werden kann.

Das RREP bleibt davon zunächstaber unbe-
rührt. Die langfristige Freihaltung der
Vorbehaltstrasse als Vorgabe der Regional-
planung ist von der Stadt Teterow in ihrer
Abwägungzu berücksichtigen.

lch empfehle der Stadt, sich mit Biick auf die
geplante umfängliche städtebauliche Ent-
wicklung mit ihren sozialen
Infrastrukturkapazitäten auseinander zu set-
zen, um bei Fehlentwicklungen rechtzeitig
gegensteuern zu können und Engpasse zu
vermeiden.

Aufgrund des Alters sowie der Zahl der Än-
derungen des rechtswirksamen
Flächennutzungsplans und in Anbetracht der
Aufgabe der vorbereitenden Bauleitplanung,
die städtebauliche Entwicklung aufgrund der
voraussehbaren Bedürfnisse zu steuern, ist
eine FNP-Neuaufstellung dafür als das ge-
eignete Mittel anzusehen. Darin kann die
Stadt Teterow ihren kommunalen Planungs-
willen entsprechend der aktuellen Lage und
den zukünftigen Erfordernissen (Einwohner-
und Wohneinheitenentwicklung, Sicherung
der Daseinsvorsorge u. a. m.) ausformen.
Dies vor allem auch im Hinblick auf ihre zent-
ralörtlichen Aufgaben und den
demografischen Wandel als mittelfristig die
zentrale hlerausforderung bei der Entwick-
lung des Landes.

Zu den Umweltberichten werden aus raum-
ordnerischer Sicht keine Hinweise gegeben.

Die Planungen sind im Amt unter der ROK-
Nr. 2_040/21 (B-Plan Nr. 65) bzw. 2_094/00

und die Begründungentsprechend korrigiert.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Der Gesichtspunkt der langfristigen Freihal-
tung der Vorbehaltstrasse wird in die
Abwägungeingestellt.

i!
DerAnregung wird gefolgt. Die Stadt hat sich
bereits mit ihren sozialen Infrastrukturkapazi-
täten auseinandergesetzt und wird dies auch
zukünftig fortsetzen, um Fehlentwicklungen
im Bedarfsfall rechtzeitig gegensteuern zu
können.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die Stadt hältdie Anzahl von derzeit 12 Än-
derungen des Flächennutzungsplanes noch
für nicht so unübersichtlich, wird sich aber
mit dem Thema FNP-Neuaufstellung zu ge-
gebener Zeit beschäftigen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

-8-



STELLUNGNAHMEN UND ANREGUNGEN ABWÄGUNG UND BESCHLUSS

(FNP) erfasst.

Landkreis Rostock
(Stellungnahme vom 14.02.2022)

Durch den Landkreis Rostock als Trägeröf-
fentlicher Belange wird folgende
Stellungnahme zum o. g. Planentwurf Stand
29.11.2021)abgegeben:

Die Stadt Teterow beabsichtigt mit der Auf-
stellung des o. g. Bebauungsplanes, die
planungsrechtlichen Voraussetzungen fürein
Wohngebiet zu schaffen. Es soll ein Wohn-
gebiet mit einem differenzierten
Wohnangeboten entstehen. So sollen neben
Einfamilienhausgrundstücken und Doppel-
sowie Reihenhäuser auch Wohnungen in
Mehrfamilienhäusern geschaffen werden.
Die Anderung des Flächennutzungsplanes
erfolgt im Parallelverfahren nach §8 Abs. 3
BauGB.

Regionalplanung

Aus regionalplanerischer Sicht ist zum Ent-
wurffolgendes anzumerken:

Wie bereits in der Stellungnahme zum Vor-
entwurf erwähnt, sollte sich die Stadt
Teterow im Zuge der vorliegenden Planung
intensiver mit der bisherigen und künftigen
Entwicklung der Stadt (Einwohner, Alters-
gruppen, Wohnungsbestand, ...)
auseinandersetzen. Insbesondere auch die
soziale Infrastruktur (Kitas, Schulen, Pflege-
einrichtungen usw.) sollten bei Planungen
von größeremUmfang - wie der vorliegen-
den - konkret mit betrachtet werden, um
Bedarfe frühzeitigzu erkennen.

Festsetzung der GRZ

Nach der textlichen Festsetzung 02/a) ist im
Plangebiet eine Uberschreitung der festge-
setzten GRZ im Sinne des § 19 Abs. 2
Baunutzungsverordnung (BauNVO) aus-
nahmsweise zulässig und nur bei der Ermitt-

Der Sachverhalt ist zutreffend zusammenge-
fasst.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Die Stadt Teterow setzt sich
fortwährend mit ihrer künftigen Entwicklung
auseinander und hat die soziale Infrastruktur
fest im Blick.

Der Sachverhalt ist zutreffend zusammenge-
fasst.
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lung der Grundfläche im Sinne des §19 Abs.
4 BauNVO anzurechnen, wenn diese durch
Flächen von ebenerdigen, mindestens zwei-
seitig offenen Terrassen ohne Uberdachung
direkt an Wohngebäuden hervorgerufen wird.

Nach §19 Abs. 4 S. 2 BauNVO darf die zu-
lässige Grundfläche durch die Grundflächen
der in Satz 1 bezeichneten Anlagen (Gara-
gen und Stellplätze mit ihren Zufahrten,
Nebenanlagen im Sinne des §14 BauNVO,
baulichen Anlagen unterhalb der Gebäude-
oberfläche, durch die das Baugrundstück
lediglich unterbaut wird) bis zu 50 vom Hun-
dert überschritten werden, höchstensjedoch
bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8. Nach
S. 3 dieser Vorschrift können im Bebauungs-
plan von S. 2 abweichende Bestimmungen
getroffen werden.

Die eben genannte Vorschrift ist jedoch auf
Terrassen (wie oben beschrieben) nicht an-
wendbar. Aus planungsrechtlicher Sicht ist
eine Terrasse, welche direkt an die Hauptan-
lage (Wohnhaus) anschließt, als Teil der
Hauptanlage zu werten. Die Terrasse ist so-
mit keine Nebenanlage im Sinne des § 14
BauNVO. Es wird empfohlen, die in Rede
stehende Festsetzung zu überarbeiten.

Verfahrensvermerke

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, aber nicht geteilt. Ermächtigungs-
grundlage fürdie textliche Festsetzung 02 a
ist §31 Abs. 1 i.V. m. §16 Abs. 5 und 6
BauNVO. Im Bebauungsplan können nach
Art und Umfang bestimmte Ausnahmen von
dem festgesetzten Maß der baulichen Nut-
zung vorgesehen werden. Von diesem Recht
wird mit der genannten Festsetzung Ge-
brauch gemacht. Zudem sei der Hinweis
erlaubt, dass Terrassen nicht pauschal als
Bestandteil der Hauptanlage betrachtet wer-
den können. Ob Terrassen im
planungsrechtlichen Sinn als Nebenanlage
oder als Teil des Gebäudes (Hauptanlage)
anzusehen sind, hängt von der baulichen
Ausführung im Einzelfall ab. Hinsichtlich der
baulichen Beschaffenheit ist beispielsweise
anzunehmen, dass eine einfache Pflasterung
mit Bodensteinen oder Holzbeplankung kein
hinreichend prägendesGewicht hat, die bau-
liche Anlage als Teil des Hauptgebäudes
erscheinen zu lassen (vgl. VG Köln, Urteil
vom 03. Juli 2012 - 2 K 368/11). Mit der ge-
troffenen Festsetzung Nr. 02 a soll diesem
Umstand Rechnung getragen werden und
Terrassen, unabhängig der Zuordnung als
Haupt- oder Nebenanlage, im Baugenehmi-
gungsverfahren einheitlich bei der
Berechnung der Grundflächenzahl (GRZ) be-
rücksichtigtwerden.

- 10-
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"In
§4 a Absatz 4 Satz 1 BauGB wird ange-

ordnet, dass der Inhalt der ortsüblichen
Bekanntmachung auch in das Internet einzu-
stellen ist. Zudem wird vorgesehen, dass die
nach §3 Absatz 2 Satz 1 BauGB öffentlich
auszulegenden Unterlagen zusätzlich im In-
ternet zu veröffentlichen sind (Artikel 6
Absatz 5 Satz 2 i. V. m. Absatz 3 UVP-
Richtlinie; vgl. auch Erwägungsgrund 18).
Der Verpflichtung zur Einstellung in das In-
ternet ist genügt, wenn die auszulegenden
Unterlagen, etwa überdas Internetportal der
Gemeinde, für die Öffentlichkeit auffindbar
und abrufbar sind. Darüber hinaus sind sie
überein zentrales Internetportal des Landes
zugänglichzu machen. Die Verpflichtung zur
Einrichtung der zentralen Internetportale
ergibt sich aus Artikel 6 Absatz 5 UVP-
Richtlinie und wird durch das UVPG umge-
setzt." (Quelle EZBK/Krautzberger, 141. EL
Februar 2021, BauGB §4 a Rn 34)

Aus den Verfahrensvermerken geht nicht
hervor, dass die auszulegenden Unterlagen
in ein zentrales Internetportal eingestellt
worden sind. Auf die Verpflichtung zur
Durchführung des Verfahrensschrittes wird
hingewiesen.

Es wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass
alle Verfahrensvermerke zu siegeln und vom
Bürgermeister zu unterschreiben sind. Die
Verfahrensvermerke dienen dem Nachweis
der rechtskonformen Durchführung des
Planaufstellungsverfahrens. Sie können un-
ter Umständen bei der Geltendmachung der
Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften von Bedeutung sein. Durch ihre
Unterzeichnung und Siegelung erhalten sie
den Charakter und die Beweiskraft öffentli-
cher Urkunden. Inhaltlich müssen sie daher
eindeutig sein und dem vollständigenVerfah-
rensverlauf entsprechen.

Durch das Amt fürKreisentwicklung wurden
die berührten Fachämter des Landkreises
Rostock beteiligt. Die in der Anlage beigefüg-
ten Fachstellungnahmen derAmter:

Bauamt, Amt63,
633 Untere Denkmalschutzbehörde, vom
16.12.2021

Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die ortsüblichen Bekanntmachungen sind
über das Internetportal der Stadt Teterow
zugänglich gemacht worden. Die Verfah-
rensvermerke werden entsprechend ergänzt.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahmen der Fachämter werden
zur Kenntnis genommen und gesondert ab-
gewogen.
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Amt fürStraßenbauund Verkehr, Amt 65,
652 Sachgebiet Straßenverkehr, vom
08.12.2021

Umweltamt, Amt 66,
661 Untere Naturschutzbehörde, vom
06.01.2022

662 Untere Wasserbehörde, vom 09.12.2021

664 Untere Bodenschutzbehörde, vom
17.12.2021

665 Untere Immissionsschutzbehörde, vom
04.01.2022

sind Bestandteile dieser Stellungnahme. Die
fürdie Satzung relevanten Inhalte der Fach-
stellungnahmen sind gleichfalls
entsprechend zu berücksichtigen.

Bauamt
Untere Denkmalschutzbehörde
(Stellungnahme vom 16.12.2021)

Im Bereich des o. g. Vorhabens sind mehre-
re Bodendenkmale betroffen, die durch die
geplanten Maßnahmenberührtwerden (Kar-
tenausschnitt anbei).

Denkmale sind gemäß§2 (1) DSchG M-V
Sachen, Mehrheiten von Sachen und Teile
von Sachen, an deren Erhaltung und Nut-
zung ein öffentliches Interesse besteht, wenn
die Sachen bedeutend für die Geschichte
des Menschen, für Städte und Siedlungen
oder für die Entwicklung der Arbeits- und
Wirtschaftsbedingungen sind und fürdie Er-
haltung und Nutzung künstlerische,
wissenschaftliche, geschichtliche, volkskund-
liche oder städtebauliche Gründe vorliegen
[§2 (1) DSchG M-V], Gem. §1 (3) sind daher
bei öffentlichen Planungen und Maßnahmen
die Belange des Denkmalschutzes und der
Denkmalpflege zu berücksichtigen.

Bei den gekennzeichneten Bereichen han-
delt es sich um Bodendenkmale, deren
Veränderung oder Beseitigung nach § 7
DSchG M-V genehmigt werden kann, sofern
vor Beginn jeglicher Erdarbeiten die fachge-
rechte Bergung und Dokumentation der

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Eine Archäologische
Voruntersuchung hat bereits stattgefunden.
Zudem befindet sich in der Begründung ein
entsprechender Hinweis auf die Boden-
denkmale.
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Bodendenkmale sichergestellt wird. Alle
durch diese Maßnahmen anfallenden Kosten
hat der Verursacher des Eingriffes zu tragen
[§ 6 (5) DSchG M-V]. Bergung und Doku-
mentation sind mit dem Landesamt fürKultur
und Denkmalpflege abzustimmen und müs-
sen vor Beginn jeglicher Erdarbeiten
sichergestellt sein.

Vom 22. - 26.11.2021 wurde eine fachwis-
senschaftliche Voruntersuchung
durchgeführt, die die genaue Ausdehnung,
den Erhaltungszustand und die Qualität der
betroffenen Bodendenkmale ermitteln sollte.
In der Fachstellungnahme zum B-Plan 65
(Az.: 050576-21-63303) wurde eine
„.. .fachwissenschaftliche Voruntersuchung
des gesamten B-Plan-Bereiches ..." emp-
fohlen. Leider wurde nicht die gesamte
B-Plan-Fläche untersucht und somit ist auch
die Ausdehnung der Bodendenkmale weiter-
hin ungewiss. Das hat zur Folge, dass eine
Archäologische Baubegleitung oder eine
Hauptuntersuchung vor der Erschließungnö-
tig wird. Diesbezüglichwurde bereits Kontakt
zu der Unteren Denkmalschutzbehörde auf-
genommen und am 13.01.2022 ein
Besprechungstermin zwecks Abstimmung
anberaumt.
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Amt fürStraßenbau-und Verkehr
Sachgebiet Straßenbau
(Stellungnahme vom 08.12.2021)

Keine Straßen in Baulast des Landkreises
Rostock betroffen.

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genom-
men.

Der Lageplan wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.
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Sachgebiet Straßenverkehr
(Stellungnahme vom 08.12.2021)

Zum vorgenannten Vorhaben bestehen aus
verkehrsbehördlicher Sicht keine Bedenken.
Bei der baulichen Aniage der Gehwege im
Wohngebiet wird auf die Einhaltung der Re-
gelbreite für Gehwege von 1,60 m
hingewiesen.

An Kreuzungen oder Einmündungen sind
gemäß§35 Straßen- und Wegegesetz M-V
(StrWG-MV) die erforderlichen Sichtdreiecke
von Bauten oderAnpflanzungen freizuhalten.

Sollte die MaßnahmeAuswirkung auf öffent-
liche Verkehrsflächen haben, ist rechtzeitig
vor Baubeginn durch die bauausführende
Firma nach §45 Abs. 6 StVO unter Vorlage
eines Verkehrszeichenplanes von der zu-
ständigen Straßenverkehrsbehörde die
Anordnung nach §45 Abs. 1 - 3 StVO aar-
über einzuholen, wie ihre Arbeitssteiie
abzusperren und zu kennzeichnen ist, ob
und wie der Verkehr, auch bei teilweiser
Straßensperrung, zu beschränken, zu leiten
und zu regeln ist, ferner ob und wie sie ge-
sperrte Straßen und eventuelle Umleitungen
zu kennzeichnen hat. Der Antrag ist vollstän-
dig ausgefüllt und mind. 2 Wochen vor
Baubeginn bei der zuständigen Verkehrsbe-
hörde einzureichen. Der Antrag nach §45
Abs. 6 StVO ist im Internet unter landkreis-
rostock.de als PDF-Datei abrufbar.

Umweltamt
Untere Naturschutzbehörde
(Stellungnahme vom 06.01.2022)

Zu den vorgelegten Planungsunterlagen
(Planzeichnung mit Begründung uns Um-
weltbericht, Biotoptypenkartierung,
faunistischen Erfassungen und Artenschutz-
fachbeitrag) mit Bearbeitungsstand
29.11.2021 wird aus der Zuständigkeit des
Landrates als untere Naturschutzbehörde
nachfolgende Stellungnahme abgegeben:

Begründung/ Eingriffsbilanzierung

Mit den Planungen verbunden ist die Uber-
bauung gesetzlich geschützter Biotope,
vorliegend einer Feldhecke (s. Punkt 4.4 der

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und ist im Rahmen der
Erschließungsplanungzu berücksichtigen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen
und istzu beachten.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men und sind im Rahmen der
Erschließungsplanungzu berücksichtigen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.
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Anlage 2 zu §20 NatSchAG M-V) und eines
mesophiles Laubgebüschs (s. Punkt 4.3 der
Anlage 2 zu §20 NatSchAG M-V). Dafür ist
eine Ausnahmegenehmigung vom gesetzli-
chen Biotopschutz für die
Rechtskrafterlangung des B-Planes erforder-
lich, die auf Antrag durch die untere
Naturschutzbehörde erstellt wird. Der Antrag
wurde durch die Stadt Teterow bereits ge-
stellt. Die Genehmigung wird seitens der
uNB in Aussicht gestellt.

Die zeitlichen Vorgaben für die Anlage der
Artenschutzmaßnahmen (Bewirtschaftung
der Fläche in Todendorf mit der Saison
2022) sowie Anbringen von Nistkästen im
Geltungsbereich sind zwingend einzuhalten
und vor Beginn der Brutzeit (März) umzuset-
zen.

Untere Wasserbehörde
(Stellungnahme vom 09.12.2021)

Der Umgang mit dem Niederschlagswasser
ist in der Erschließungsplanung weiter zu
konkretisieren, insbesondere unter Berück-
sichtigung der Belange der EU-
Wasserrahmenrichtlinie (WasserkörperMIPE
- 1800 Köthelbach). Die grundsätzliche Lö-
sung wird akzeptiert. Die Öffnung einer
Rohrleitung als Ausgleichsmaßnahme wird
nur unter naturschutzrechtlichen Aspekten
betrachtet. Die Rohrleitung ist ein Gewässer
II. Ordnung (Nr. 551 im Anlagenverzeichnis
des WBV „Teterower Peene". Das Vorhaben
stellt einen Gewässerausbau nach § 67
WWHG dar und bedarf nach §68 der Plan-
feststellung bzw. Plangenehmigung.

Der Umweltbericht wird akzeptiert.

Untere Bodenschutzbehörde
(Stellungnahme vom 17.12.2021)

In Auswertung des Text- und Kartenteils zum
o. g. Plan geben wir im Rahmen der Einbe-
ziehung der Träger öffentlicher Belange
unsere Stellungnahme für den Planungsträ-
ger ab. Der vorliegende Plan wurde auf
Belange des Bodenschutzes und entspre-
chend unserem Kenntnisstand auf das

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen
und ist zu beachten.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men und sind im Rahmen der
Erschließungsplanungzu berücksichtigen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genom-
men.
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Vorhandensein von Altlasten auf den ange-
gebenen Grundstückengeprüft.

Die Gemeinde hat sich mit den Belangen des
Bodenschutzes auseinandergesetzt. Aus bo-
denschutzrechtlicher Sicht gibt es keine
Einwände gegen den aktuellen B-Plan-
Entwurf.

Die Flächenwerden derzeit landwirtschaftlich
genutzt. Eine anthropogene Uberprägung
wird hier nicht gesehen.

Die in der 1. Stellungnahme gegebenen
Hinweise wurden in die Begründung über-
nommen.

Untere Immissionsschutzbehörde
(Stellungnahme vom 06.01.2022)

Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht be-
stehen keine Bedenken gegen den o. g.
B-Plan-Entwurf.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, aber nicht geteilt. Es handelt sich
um eine durch den Menschen hervorgerufe-
ne landwirtschaftliche Nutzung, die als
anthropogen überprägtbezeichnet werden
kann.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.
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Staatliches Amt für Landwirtschaft und
Umwelt Mittleres Mecklenburg
(Stellungnahme vom 03.01.2022)

Wasserwirtschaft
Zum nun vorliegenden Entwurf werden fol-
gende Hinweise aus wasserwirtschaftlicher
und aus Sicht derWRRL gegeben:

Der B-Plan betrifft über die Niederschlags-
entwässerung den WasserkörperMIPE-1800
(Köthelbach / Kleine Peene). Uber die Ab-
wasserentsorgung werden der Pampower
Graben (MIPE-1900) und der Teterower See
belastet. Die genannten Wasserkörper sind
berichtspflichtig und verfehlen die Ziele der
WRRL.

Die Unterlagen wurden nach Hinweisen des
StALU MM mit Stellungnahme vom
30.07.2021 zu den Vorentwürfen der Pläne
ergänzt. Nicht alle hlinweise aus der
Stellungnahme wurden berücksichtigt. Die
Niederschlagsentwässerung des Geländes
soll über ein Regenrückhaltebecken und
einen Graben in den Köthelbacherfolgen. Es
fehlen Aussagen, ob dadurch für den
Wasserkörper MIPE-1800 eine hydraulische
und/oder stoffliche Belastung entsteht. Die
Betrachtung der Auswirkungen auf den
Köthelbach im Umweltbericht ist nicht
ausreichend, da zwar das
Regenrückhaltebecken erwähnt, aber die
Ableitung des Wassers in den Köthelbach
ignoriert wird. Das Verschlechterungsverbot
und das Verbesserungsgebot werden nicht
geprüft.

Durch die Zunahme an Baugrundstücken,
die an die Abwasserentsorgung (KA
Teterow) angeschlossen werden, kann es zu
erhöhten Nährstoffeinträgen in den
Teterower See und den Pampower Graben
(Wasserkörper MIPE-1900) kommen. Eine
Betrachtung der Auswirkungen fehlt. In der
aktuellen Maßnahmenplanung nach WRRL
wurde die Maßnahme MIPE-1900 M16

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Die Ingenieurgruppe Teterow GbR
ist in die Erschließungs- und Entwässe-
rungsplanung eingebunden und wird die
erforderlichen Nachweise erbringen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen
und ist im Rahmen der Entwässerungspla-
nung zu berücksichtigen. Die Beendigung
der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung
innerhalb des Plangebietes dürfte sich erfah-
rungsgemäßjedenfalls nicht negativ auf den
Wasserkörperauswirken.
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„Stabilisierung der P-Austräge KA Teterow"
im hlinblick auf die Nährstoffeinträgein den
Teterower See formuliert. Auch hier werden
Verschlechterungsverbot und
Verbesserungsgebot nicht geprüft.

Direkt durch das Vorhaben betroffen ist der
Grundwasserkörper WP_PT_2_16, worauf
bereits im Schreiben vom 30.07.2021 hinge-
wiesen wurde. Ergänzt wurde eine
Betrachtung der Auswirkungen auf das
Grundwasser, die zum Schluss kommt, dass
keine negative Beeinträchtigung zu erwarten
ist. DerArgumentation kann gefolgt werden.

Zu den Wasserkörpern und den Belangen
der WRRL werden in den vorliegenden Un-
terlagen nach wie vor keine Ausführungen
gemacht. Das Verschlechterungsverbot und
das Verbesserungsgebot sollten geprüft
werden. Die Unterlagen sollten entsprechend
ergänztwerden.

Der Ausgleich sollte auch zur Umsetzung
von WRRL-Maßnahmen an den vom Vorha-
ben betroffenen berichtspflichtigen Gewässer
eingesetzt werden.

Landwirtschaft

Zu dem Vorhaben bestehen seitens der Be-
lange der Landwirtschaft grundsätzlich keine
Bedenken. Hinsichtlich der betroffenen und
angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen
wird jedoch um Beachtung folgender Hinwei-
se gebeten:

- Dem sparsamen Umgang mit dem Grund
und Boden ist in Regionen mit überdurch-
schnittlich gut für die landwirtschaftliche
Produktion geeigneten Flächen besondere
Bedeutung beizumessen. Im Planverfahren
ist sicherzustellen, dass Landwirtschaftsflä-
chen nur in absolut notwendigem Umfang
der landwirtschaftlichen Nutzung entzogen
werden. Der Grundsatz der sparsamen Flä-
cheninanspruchnahme gewinnt, wegen der
begrenzten Verfügbarkeit landwirtschaftlicher
Flächen bei gleichzeitig stetigen und allge-
mein hohen Flächenverlusten für
verschiedenste andere Nutzungen, zuneh-
mend an Bedeutung. Auf den zeitweilig in

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Die Ingenieurgruppe Teterow GbR
ist in die Erschließungs- und Entwässe-
rungsplanung eingebunden und wird die
erforderlichen Nachweise erbringen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Der gesetzlich geforderte
Ausgleich wird an anderer Stelle (teilweise
im Plangebiet, teilweise außerhalb)geleistet.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men.
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Anspruch genommenen Flächen ist die
landwirtschaftliche Nutzbarkeit nach Ab-
schluss der Baumaßnahmen vollständig
wiederherzustellen.

- Die Erreichbarkeit der angrenzenden land-
wirtschaftlichen Flächen mit landwirtschaft-
licher Technik und die Funktionstüchtigkeit
vorhandener Dränagesystemesind sicherzu-
stellen.

Betroffene Landwirtschaftsbetriebe sind
frühzeitig zu beteiligen und möglichst einver-
nehmliche Regelungen über die
Flächeninanspruchnahme herzustellen. Im
Falle von Flächenverlusten, bei Nutzungs-
einschränkungen oder bei negativen
Auswirkungen auf die Einhaltung von im Zu-
sammenhang mit Fördermaßnahmen
bestehenden Verpflichtungen (deren Nicht-
einhaltung Rückforderungenzur Folge haben
können) sind erforderliche Ausgleichs- und
Entschädigungsregelungenzu treffen.

Immissionsschutz

Hinsichtlich des vorbezeichneten Vorhabens
möchte ich auffolgende nach dem BlmSchG
genehmigungsbedürftigen Anlagen in einem
Umkreis von ca. einem Kilometer zum Vor-
haben hinweisen:

In einer Entfernung von ca. 790 m nordöst-
lich vom Vorhaben (Gemarkung Teterow,
Flur 35, Flurstücke 19/2, 22/5) betreibt die
Biogas Produktion Altmark GmbH zwei
Blockheizkraftwerke (BHKW). Ein BHKW mit
dem Brennstoff Biogas hat eine Feuerungs-
wärmeleistung von 2,098 MW, das zweite
BHKW mit den Brennstoffen Biogas und
Erdgas hat eine Feuerungswärmeleistung
von 3,399 MW.

hlinsichtlich dieser Anlagen ist zu berücksich-
tigen, dass bei einem bestimmungsgemäßen
Anlagenbetrieb Luftschadstoffe sowie Schall
innerhalb der zulässigen Grenzwerte emit-
tiertwerden können.

Seitens des Staatlichen Amtes fürLandwirt-
schaft und Umwelt Mittleres Mecklenburg
bestehen zum Vorhaben keine immissions-
schutz- bzw. abfallrechtlichen Bedenken.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen
und ist im Rahmen der Erschließungspla-
nung zu berücksichtigen.

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.
Sollten landwirtschaftliche Betriebe von der
Planung betroffen sein, werden diese recht-
zeitig informiert.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Aufgrund der Entfernung sind keine negati-
ven Auswirkungen auf das geplante
Wohngebiet zu erwarten.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.
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Sonstige von unserer Behörde zu vertreten-
de Belange sind vom o. g. Vorhaben nicht
berührt.

Diese Stellungnahme bezieht sich nur aufdie
von Ihnen vorgelegten Unterlagen.

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genom-
men.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Stadtwerke Teterow als Betriebsführer
des Zweckverbandes „Wasser/Abwasser
Mecklenburgische Schweiz"
(Stellungnahme vom 13.12.2021)

Die Stadtwerke Teterow GmbH haben keine
Bedenken zu o. g. Bebauungsplan und Flä-
chennutzungsplan.

Wir beziehen uns auf unsere Stellungnahme
vom 14.07.2021 im Rahmen der frühzeitigen
Beteiligung derTrägeröffentlicherBelange.

Stellunanahme vom 14.07.2021:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme vom 14.07.2021 wurde
wie folgt berücksichtigt.

Abwäflunfl zur Stellungnahme vom
14.07.2021:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genom-
men.

Die Stadtwerke Teterow GmbH und der
Zweckverband „Wasser/Abwasser Mecklen-
burgische Schweiz" haben keine Bedenken
zum o. g. Bebauungsplan.

Die unter Punkt 4 der 12. Anderung des Flä-
chennutzungsplanes dargestellten
Erschließungensind korrekt dargelegt.

Das Baugebiet befindet sich nicht in den
Trinkwasserschutzzonen des Wasserwerkes
Teterow.
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Vodafone Kabel Deutschland GmbH,
Schwerin
(Stellungnahmen vom 19.01.2022)

Stellun.qnahme 1:

Im Planbereich befinden sich
Telekommunikationsanlagen unseres
Unternehmens, deren Lage auf den
beiliegenden Bestandsplänen dargestellt ist.
Wir weisen darauf hin, dass unsere Anlagen
bei der Bauausführung zu schützen bzw. zu
sichern sind, nicht überbaut und vorhandene
Uberdeckungen nicht verringert werden
dürfen.

Sollte eine Umverlegung oder
Baufeldfreimachung unserer
Telekommunikationsanlagen erforderlich
werden, benötigen wir mindestens drei
Monate vor Baubeginn Ihren Auftrag an
TDRA-0-.Schwerin@vodafone.com, um eine
Planung und Bauvorbereitung zu
veranlassen sowie die notwendigen Arbeiten
durchführenzu können.

Wir weisen Sie ebenfalls darauf hin, dass
uns ggf. (z. B. bei städtebaulichen
Sanierungsmaßnahmen) die durch den
Ersatz oder die Verlegung unserer
Telekommunikationsanlagen entstehenden
Kosten nach §150 (1) BauGB zu erstatten
sind.

Anlagen:
Lageplan(-pläne)

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen
und ist im Rahmen der Erschließungspla-
nung zu berücksichtigen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen
und ist im Rahmen der Erschließungspla-
nung zu berücksichtigen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen
und ist im Rahmen der Erschließungspla-
nung zu berücksichtigen.

Der Lageplan wird zur Kenntnis genommen,
betrifft aber nicht dem Geltungsbereich des
Bebauungsplanes Nr. 65.
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WeiterführendeDokumente:

Kabelschutzanweisung Vodafone
GmbH

• Kabelschutzanweisung Vodafone
Deutschland GmbH

• Zeichenerklaryng Vodafone GmbH
• Zeichenerkläruna Vodafone Deutsch-

land GmbH

Stellungnahme 2:

Eine Ausbauentscheidung trifft Vodafone
nach internen Wirtschaftlichkeitskriterien.
Dazu erfolgt eine Bewertung entsprechend
Ihrer Anfrage zu einem Neubaugebiet. Bei
Interesse setzen Sie sich bitte mit dem Team
Neubaugebiete in Verbindung:

Vodafone GmbH /Vodafone Deutschland
GmbH
Neubaugebiete KMU
Südwestpark15
90449 Nümberg

Neubauflebiete.de@vodafone.com

Bitte legen Sie einen Erschließungsplan des
Gebietes Ihrer Kostenanfrage bei.

WeiterführendeDokumente:

• Kabelschutzanweisunci Vodafone
GmbH
Kabelschutzanweisunq Vodafone
Deutschland GmbH

• ZeichenerklärunflVodafone GmbH
• Zeichenerklärung Vodafone Deutsch-

landGmbH

Die weiterführenden Dokumente werden zur
Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen
und ist bei Bedarf im Rahmen der Erschlie-
ßungsplanungzu berücksichtigen.

Die weiterführenden Dokumente werden zur
Kenntnisgenommen.
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Landesamt für innere Verwaltung
Mecklenburg-Vorpommern, Amt für
Geoinformation, Vermessungs- und
Katasterwesen
(Stellungnahme vom 03.12.2021)

In dem von Ihnen angegebenen Bereich be-
finden sich keine Festpunkte der amtlichen
geodätischen Grundlagennetze des Landes
Mecklenburg-Vorpommern. Beachten Sie
dennoch fürweitere Planungen und Vorha-
ben die Informationen im Merkblatt überdie
Bedeutung und Erhaltung der Festpunkte
(Anlage).

Bitte beteiligen Sie auch die jeweiligen Land-
kreise und kreisfreien Städte als zuständige
Vermessungs- und Katasterbehörden, da
diese im Rahmen von Liegenschaftsvermes-
sungen das Aufnahmepunktfeld aufbauen.
Aufnahmepunkte sind ebenfalls zu schätzen.

Die Stellungnahme und das Merkblatt wer-
den zur Kenntnis genommen.

Der Bitte ist bereits entsprochen worden. Der
Landkreis Rostock ist ebenfalls am hiesigen
Bauleitplanverfahren beteiligt worden.
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Wasser- und Bodenverband „Teterower
Peene", Jördenstorf
(Stellungnahme vom 17.12.2021)

Der Anderung des Flächennutzungsplanes
wird zugestimmt.

Dem Bebauungsplan in seiner vorliegenden
Fassung erteilt der Wasser- und Bodenver-
band „Teterower Peene" ebenfalls seine
Zustimmung.

Die unter dem Punkt Abwasserentsorgung
(Regenwasser) angeführte Entwässerungs-
planung durch die Ingenieurgruppe Teterow
GbR (IGT) ist dem Verband zur Bewertung
und Zustimmungserteilung im Zusammen-
hang mit der notwendigen wasserrechtlichen
Genehmigung durch die Untere Wasserbe-
hördedes Landkreises Rostock vorzulegen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen
und ist im Rahmen der Erschließungspla-
nung zu berücksichtigen.
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Privat 1
(Stellungnahme vom 06.01.2022)

Der geplanten Bebauung des o. g. Wohnge-
bietes, seiner Zuwegung und der zeitlichen
Bauplanung widersprechen wir einstimmig
und vehement.

Begründung:

Erstens: Die Bebauung im vorhandenen
Wohngebiet Am Bornmühlenweg / Am
Mühlenberg ist gekennzeichnet von
eingeschossiger Bauweise mit ausgebautem
Dachgeschoss und einem einzelnen
zweigeschossigen Wohnhaus. Die
Firsthöhen liegen hier nicht oberhalb von
10 m über Gelände. Nunmehr sollen direkt
angrenzend an dieses Wohngebiet
Wohnhäuser entstehen, die drei
Vollgeschosse und eine Firsthöhe von 15 m
über Bezugspunkt gestatten. Ein weicher
Ubergang von Einfamilienhäusem zu
mehrgeschossiger Bauweise wird nicht er-
reicht.

Damit widerspricht diese Art der Bebauung
dem geltenden Baugesetzbuch. Im § 34
BauGB wird gefordert, dass Vorhaben nur
dann zulässig sind, wenn sie sich nach Art
und Maß in die Eigenart der näheren Umge-

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genom-
men.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, ist so aber nicht zutreffend.
Zwischen dem Plangebiet und den rückwär-
tigen Gartenflächen der Bebauung 'Am

Bornmühlenweg' liegen ca. 100 m. Die
Ackerfläche ist nicht Gegenstand dieser Pla-
nung und eignet sich im Rahmen einer
späteren Planung, einen gestaffelten Uber-
gang zu bewirken. Bezogen auf das Normal-
Höhen-Nullwerden die zukünftige Bebauung
und die Am Bornmühlenweg vorhandene
letzte Baureihe etwa gleich hoch gelegen
sein. Dennoch wird auf den Baugrundstü-
cken Nr. 85-89 die maximal zulässige
Firsthöhe auf 13,50 m reduziert und die An-
zahl der zulässigenVollgeschosse in diesem
Bereich aufzwei reduziert.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, ist so aber nicht korrekt. Es wird
ein qualifizierter Bebauungsplan aufgestellt,
in dem §34 BauGB und das Gebot des Ein-
fügens nach dessen Rechtskraft keine
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bung einfügen. Dem ist nicht so. Wenn Sie
sich die Topografie des Gebietes näher an-
sehen, werden Sie erkennen, dass die hohe
Bebauung gerade dort geplant ist, wo sich
das Gelände erhebt. Damit wird die Höhe
des Bauwerks zusätzlichverstärkt.

Mehrgeschossige Häuser hinter unseren
Grundstücken beeinträchtigen die Pri-
vatsphäre in den Gärten und Häusern. Diese
hohen und hoch gelegenen Häuser würden
unsere Grundstücke beschatten, den Erho-
lungswert unserer Gärten reduzieren und
den Verkaufswert unserer Grundstücke min-
dern.

Mit einer derartigen Bebauung würde die
Stadt Teterow eine weitere Bausünde bege-

Anwendung findet. Die Zulässigkeit künftiger
Vorhaben richtet sich gemäß§ 30 Abs. 1
BauGB ausschließlich nach den Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes. §34 BauGB gilt
ausschließlich im Innenbereich und auf Flä-
chen, die mit keinem qualifizierten
Bebauungsplan überplant sind. Die höchste
Geländeerhebung befindet sich mittig im
Plangebiet und nicht am äußerstennordöstli-
chen Rand, in dessen Bereich kleinere
Mehrfamilienhäuser angedacht sind. Das
Plangebiet steigt von dort zur Mitte um ca. 2
bis 3 m an.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, aber nicht geteilt. Zwischen dem
Plangebiet und den Gartenflächen liegen
mindestens 100 m Abstand. Eine Verschat-
tung ist bei diesem Abstand nahezu
unmöglich. Eine durch die Planung hervorge-
rufene Wertminderung ist nicht ersichtlich.
Dennoch wird auf den Baugrundstücken
Nr. 85 - 89 die maximal zulässige Firsthöhe
auf 13,50 m reduziert und die Anzahl der zu-
lässigen Vollgeschosse in diesem Bereich
aufzwei reduziert.

Jeder Grundstückseigentümer muss damit
rechnen, dass durch Bautätigkeit auf Nach-
bargrundstücken seine Aussicht beschränkt
wird. Das gilt auch fürden Fall, dass mit dem
Wegfall der Aussicht Auswirkungen auf den
Verkehrswert zu erwarten sein sollten (vgl.
BVerwG vom 09.02.1995 NVwZ 1995, 895).
Wird durch ein Bauvorhaben die Aussicht ei-
nes Nachbarn beeinträchtigt, so ist darin
keine Verletzung des nachbarlichen Rück-
sichtnahmegebotes zu sehen. Denn der
Verlust einer Aussichtsmöglichkeit stellt ge-
genüber den Nachbarn keine
Rücksichtslosigkeit im Sinne des Baurechts
dar. Es gibt keinen Rechtsanspruch auf eine
unverbaute Aussicht oder einer einge-
schränktenbaulichen Nutzung eines anderen
Grundstücks. Andernfalls würdedies erhebli-
che Eingriffe in die Eigentumsrechte des
Einzelnen hervorrufen. Im vorliegenden Fall
liegen zwischen Plangebiet und der Bebau-
ung zudem noch eine intensiv genutzte
Ackerfläche, die durch die vorliegende Pla-
nung nicht berührtwird.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.
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hen. An dieser Stelle verweisen wir auf die
städtebaulich sehr fragwürdige Einordnung
der Schillerstraße in Bezug auf die von-
Pentz-Allee. Hier hatten parteipolitische Inte-
ressen Vorrang vor der Stadtarchitektur und
dem Wohl der eingesessenen Bürgerin der
von-Pentz-Allee.

Aus unserer Sicht gibt es in der Stadt
Teterow oder auch in weniger exponierter
Lage im geplanten Wohngebiet am Mühlen-
blick genügend Standorte für
dreigeschossigen Wohnungsbau. Das neu
entstehende Wohngebiet „Am Mühlenblick"
ist so groß und so strukturiert, dass die
mehrgeschossigen Häuserdurchaus weniger
störend an andere Orte platziert oder kom-
plett in andere Wohngebiete der Stadt
bestandstypisch integriert werden können.
Derart hohe Mehrfamilienhäuser an den to-
pografisch höchsten Punkt eines
Wohngebietes in unmittelbarer Nachbar-
schaft einer gewachsenen Siedlung von
Einfamilienhäusern zu errichten, ist nicht
notwendig und nicht akzeptabel.

Zweitens: Ein weiterer nichtakzeptabler
Punkt ist die Zuwegung zum Wohngebiet
Mühlenblick: Nach unserem derzeitigen
Kenntnisstand soll diese lediglich durch das
Wohngebiet „Am Bornmühlenweg", Einfahrt
„Roter Nettomarkt" / „Förderschule" gehen.
Bei derAnzahl der geplanten Wohneinheiten
gemäßB-Plan ist hier mit einem enormen
Anstieg des Verkehrsaufkommens zu rech-
nen (94 WE a 1,5-2 Pkw's = ca. 150-200
PKW täglich, also bei einfacher An-und Ab-
fahrt 400 Fahrten über diese Straße
zusätzlich). Es sollte die Zuwegung sehr
gerne auch über das in gleicher Entfernung
liegende Wohngebiet „Am Stubbenbruch" er-
folgen, um unser Wohngebiet am
Bornmühlenweg zu entlasten und die Stra-
ßen und Anwohner zu schonen. Warum hat
der Investor nicht diese Option schon bei der
Planung in Erwägung gezogen? Wir sehen

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, aber nicht geteilt. Das Plangebiet
soll unterschiedlichsten Wohnansprüchen
und -anforderungen gerecht werden. So sol-
len neben klassischen Einfamilienhäusern
auch kleinere Mehrfamilienhäuserentstehen,
um dem dringenden Bedarf an kleineren
Wohnungen gerecht zu werden. Der Bedarf
wird durch den demographischen Wandel
und die damit verbundene Verkleinerung der
Haushalte kontinuierlich zunehmen. Es sei
der hlinweis erlaubt, dass an das Wohnge-
biet 'Am Bornmühlenweg' im Norden und
Westen ebenfalls bereits Geschosswoh-
nungsbau anschließt. Zudem sind Reihen-
und Doppelhäuser anzutreffen. Es handelt
sich bei der bestehenden Bebauung bereits
um eine sehr heterogene Siedlungsstruktur
mit unterschiedlichsten Wohnformen und
nicht um eine homogene Siedlung, die aus-
schließlichaus Einfamilienhäusernbesteht.
Dennoch sollen auf den Grundstücken 80-85
künftig nur zwei Vollgeschosse maximal zu-
lässigsein.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Eine Erschließung für den Pkw-
Verkehr ist in der Tat ausschließlichüberdie
Straße 'Am Bornmühlenweg' als äußereEr-
schließungsstraße vorgesehen. Diese
berührt bereits jetzt lediglich die an ihr gele-
genen Grundstücke, nicht aber die übrigen
Grundstücke des am Bornmühlenweg gele-
genen Wohngebietes. Es werden zwar
Mehrverkehre auf der Straße 'Am Bornmüh-
lenweg' stattfinden, die aber sicher nicht die
Orientierungswerte von 55 dB(A) am Tag
und 45 dB(A) in der Nacht erreichen werden.
Die Herstellung einer äußerenErschließung
des Plangebietes überdie Straße'Am Stub-
benbruch' wäre nicht nur länger, sondern
würde in ihrer Summe in erheblichem Maße
Mehrverkehre verursachen, weil die Ver-
kehrsteilnehmer dann nur vom äußersten
südöstlichenSiedlungsrand über die L 11
das Plangebiet erreichen könnten und nicht,

-27-



STELLUNGNAHMEN UND ANREGUNGEN ABWÄGUNG UND BESCHLUSS

diese Verkehrsführung als abwertend fürun-
ser bisher ruhig gelegenes Wohngebiet.

Drittens: Die geplante Straßenführunglässt
erkennen, dass eine Bebauung unmittelbar
hinter unseren Grundstücken möglich und
vermutlich auch geplant ist. In Voraussicht
dessen fordern wir auch hier die Begrenzung
der Geschoßhöheauf max. 1,5 Geschosse
in Einfamilienhäusern und den Verzicht auf
Mehrfamilienhäuser.

Viertens: Steildächer sollten mit einer nicht-
spiegelnden Dacheindeckung gedeckt
werden, um Blendungen bei tiefstehender
Sonne zu vermeiden.

Fünftens: Da fürdas Wohngebiet eine zent-
rale Wärmeversorgung geplant ist, fordern
wir, Heizungsanlagen oder Heizhäuser an
Orten zu positionieren, die lärm- und ab-
gasemissionstechnisch für unser
Wohngebiet keine Belästigungenerzeugen.

Sechstens: Die Dauer der Bebauung wurde
mit 10 Jahren angegeben. Das bedeutet 10
Jahre Baulärm in unseren Erholungsgärten.
Dieser Umstand ist ebenfalls nicht akzepta-
bel.

Sehr geehrter hlerr Bürgermeister, sehr ge-
ehrte Damen und Herren, momentan existiert
nur ein Plan, der ihren Bürgern in keinster
Weise gefällt und für großen Unmut unter
uns Anwohnem sorgt. Es liegt an Ihnen, die
Bebauung harmonisch anzugleichen und so
einen unschönen Zustand, wie er jetzt ge-
plant ist, zu vermeiden. Wir bitten deshalb,
den Bebauungsplan abzuändern und insbe-
sondere die Bebauung mit

wie planerisch vorgesehen, vergleichsweise
zentral überdieB 104.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Die Bebauung der Ackerfläche ist
nicht Gegenstand der hiesigen Planung. Zu-
treffend ist jedoch, dass die Fläche im
Flächennutzungsplan der Stadt Teterow als
Wohnbauflächeausgewiesen ist.

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.
Die vorhandene Bebauung am Bornmühlen-
weg liegt nordöstlich zur zukünftigen
Bebauung 'Mühlenblick', so dass eine Beein-
trächtigungdurch Blendwirkung aus Gründen
der Himmelsrichtung nicht zu befürchtenist.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Eine zentrale Wärmeversorgung ist
nach aktuellem Planungsstand nun doch
nicht mehr vorgesehen. Da keine Verlegung
von Erdgas in das Plangebiet stattfinden
wird, werden voraussichtlich individuelle kli-
mafreundliche Lösungenwie Erdwärme oder
Kraft-Wärme-Kopplung zum Tragen kom-
men.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Welche Dauer die Bebauung in
Anspruch nehmen wird, kann nicht mit hin-
reichender Sicherheit prognostiziert werden.
Nimmt man die derzeitige konkrete Nachfra-
ge nach Wohnungen und Häusern im
Plangebiet als Grundlage, wird die Dauer der
Bebauung deutlich weniger als 10 Jahre be-
tragen. Auf der anderen Seite bleibt das
Risiko steigernder Baukosten und nicht hin-
reichend vorhandener Baumaterialien.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Ihr wird dahingehend entsprochen,
dass fürdie Baugrundstücke Nr. 85 - 89 nicht
mehr 3 sondern nur noch 2 Vollgeschosse
zugelassen werden und die zulässige First-
höhe von 15,00 m auf 13,50 m reduziert
wird. Auf die Dauer der Bebauung hat die
Stadt keinen Einfluss. An der äußerenEr-
schließung für die zukünftigen Bewohner
wird keine Anderung vorgenommen, jedoch
wird der Baustellenverkehr für die Erschlie-
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mehrgeschossigen Häusern in unserer direk-
ten Sichtweite zu unterbinden, die Zuwegung
anzupassen und die Dauer der Bebauung zu
begrenzen.

Wir sind sehr gerne zu Gesprächen bereit
und bitten um Einflussnahme auf den Be-
bauungsplan.

ßungsarbeitenvon Süden her, und nicht von
Norden her über die Straße "Am Bornmüh-
lenweg", in das Plangebiet geführt. Es ist
nachvollziehbar, dass der Verlust einer weit-
gehend ungestörten Sicht in die Ferne
bedauert wird. Diese Annehmlichkeit ist aber
grundsätzlich eine bloßeChance, die das In-
teresse an der Erhaltung dieses Zustandes
noch nicht zu einem abwägungserheblichen
Belang macht (vgl. BVerwG vom 22.08.2000
Az. 4 BN 38/00). Es verändert sich lediglich
die Aussicht insoweit, dass hinter einer
AckerflächekünftigWohnhäuseranschließen
werden. Eine solche Änderungeiner keines-
wegs außergewöhnlichen Aussicht ist
grundsätzlich - und so auch hier - kein priva-
tes Interesse von solchem Gewicht, dass es
bei der Abwägung hätte berücksichtigt wer-
den müssen (vgl. Senatsbeschl. v.
19.05.2009 - 1 MN 12/09 -, BRS 74 Nr. 51).
Wird durch ein Bauvorhaben die Aussicht ei-
nes Nachbarn beeinträchtigt, so ist darin
keine Verletzung des nachbarlichen Rück-
sichtnahmegebotes zu sehen. Denn der
Verlust einer Aussichtsmöglichkeit stellt ge-
genüber den Nachbarn keine
Rücksichtslosigkeit im Sinne des Baurechts
dar. Es gibt keinen Rechtsanspruch auf eine
unverbaute Aussicht oder einer einge-
schränktenbaulichen Nutzung eines anderen
Grundstücks. Andernfalls würdedies erhebli-
che Eingriffe in die Eigentumsrechte des
Einzelnen hervorrufen. Die vorhandene
Wohnbebauung ist zudem durch eine etwa
100 m breite Ackerflächevom Plangebiet ge-
trennt. Der Hinweis sei erlaubt, dass der
Flächennutzungsplan der Stadt Teterow seit
seinem Bestehen für den größtenTeil des
hiesigen Plangebietes eine Wohnbaufläche
darstellt, so dass von Anfang an mit der Um-
setzung dieses Planungswillens gerechnet
werden musste.

Die Bitte wird zur Kenntnis genommen.
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Privat 2
(Stellungnahme vom 10.01.2022)

Stellungnahme, Einspruch
(im Zusammenhang Auslegung B-Plan
Nr. 65 der Stadt Teterow fürdas allgemeine
Wohngebiet „Mühlenblick")

In der Auslegungsphase (gem. §3 Abs. 2
BauGB) des obigen B-Planes erhalten Bür-
ger die Gelegenheit, auf die Inhalte des
B-Planes einzuwirken.

Im Abwägungsprotokoll zum B-Plan wird der
Umstand erläutert, dass die Bezugspunkte
zur Festsetzung der Höhe der baulichen An-
lagen nach Fertigstellung der
Straßenbauplanungergänztwerden sollen.

Weiterhin werden bauliche Anlagen (hier
WA 1) mit einer Firsthöhe von bis zu 15 m
zugelassen.

Beide Fakten sind füruns als Anwohner nicht

Der Sachverhalt ist zutreffend.

Der Sachverhalt ist zutreffend. Die unteren
Höhenbezugspunkte werden zum nächsten
Verfahrensschritt (erneute öffentliche Ausle-
gung) unter Berücksichtigung der
vorhandenen Topographie und den vorgese-
henen Deckenhöhen aus der
Straßenplanung ergänzt. Es werden grund-
stücksbezogene Höhenbezugspunkte (HBP)
in der Planzeichnung festgesetzt.

Der Sachverhalt hat sich dahingehend geän-
dert, dass fürdie Baugrundstücke Nr. 85 -
89 ein WA 4 ausgewiesen wird und dort nicht
mehr 3 sondern nur noch 2 Vollgeschosse
zugelassen werden und die zulässige First-
höhe von 15,00 m auf 13,50 m reduziert
wird.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-



STELLUNGNAHMEN UND ANREGUNGEN ABWÄGUNG UND BESCHLUSS

zu akzeptieren. Die bisher beschriebenen
Teilflächen fürWA 1 sind aktuell nicht defi-
niert in Ihrer Höhenbegrenzung (ohne
Bezugspunkt) und fügensich nicht in die um-
liegende Bebauung ein. Die Gefahr besteht,
dass nicht nur die Höhe der baulichen Anla-
gen, sondern auch das Volumen und die
schiere gefühlte Masse des Baukörpers sich
nicht in das Umfeld harmonisch einfügt.

Im Punkt 1.4 Angaben zum Bestand in der
Begründung zum B-Plan wird ausdrücklich
festgestellt, dass das östlich angrenzende
Wohngebiet „überwiegendvon lockerer EFH-
Bebauung dominiert wird". Zusätzlich wird
ausgeführt bei den Zielen der Planung unter
2.2 Anstrich 4: Vorgabe einer maßstäblichen
und gestalterisch an die Umgebung ange-
passten Bebauung.

Diese erforderlichen Planungsgrundsätze
sehen wir als verletzt an.

Wir bitten, die baulichen Anlagen im B-Plan
auf die zugelassenen Firsthöhen entspre-
chend WA 2 und WA 3 auf max. 10,50 m zu
begrenzen.

nommen, ist so aber nicht zutreffend. Zwi-
schen dem Plangebiet und den rückwärtigen
Gartenflächen der Bebauung 'Am Bornmüh-
lenweg' liegen ca. 100 m. Die Ackerfläche ist
nicht Gegenstand dieser Planung und eignet
sich im Rahmen einer späteren Planung, ei-
nen gestaffelten Ubergang zu bewirken.
Bezogen auf das Normal-Höhen-Nullwerden
die zukünftige Bebauung und die Am Born-
mühlenwegvorhandene letzte Baureihe etwa
gleich hoch gelegen sein. Im Plangebiet soll
unterschiedlichsten Wohnansprüchen und -
anforderungen gerecht werden. So sollen
neben klassischen Einfamilienhäusern auch
kleinere Mehrfamilienhäuser entstehen, um
dem dringenden Bedarf an kleineren Woh-
nungen gerecht zu werden. Der Bedarf wird
durch den demographischen Wandel und die
damit verbundene Verkleinerung der Haus-
halte kontinuierlich zunehmen. Die Einzel-
und Doppelhäuser sollen die etwas verdich-
tete Bauweise im WA 1 und WA 4
auflockern. Es sei der Hinweis erlaubt, dass
an das Wohngebiet 'Am Bornmühlenweg' im
Norden und Westen ebenfalls bereits Ge-
schosswohnungsbau anschließt.Zudem sind
Reihen- und Doppelhäuser anzutreffen. Es
handelt sich bei der bestehenden Bebauung
bereits um eine sehr heterogene Siedlungs-
struktur mit unterschiedlichsten Wohnformen
und nicht um eine homogene Siedlung, die
ausschließlich aus Einfamilienhäusern be-
steht.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die Begründung wird dahingehend korrigiert,
dass direkt unmittelbar hinter der Ackerfläche
Einfamilienhäuseranschließen. Im gesamten
anschließenden Wohngebiet darüber hinaus
aber eine differenzierte heterogene Sied-
lungsstruktur, bestehend aus Einfamilien-,
Doppel-, Reihen- und Mehrfamilienhäusern
anzutreffen ist.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, aber nicht geteilt.

Der Anregung wird dahingehend entspro-
chen, dass fürdie Baugrundstücke Nr. 85 -
89 nicht mehr 3 sondern nur noch 2 Vollge-
schosse zugelassen werden und die
zulässigeFirsthöhevon 15,00 m auf 13,50 m
reduziert wird. Dafür wird ein WA 4 ausge-
wiesen. Im Ubrigen wird der Anregung nicht
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entsprochen. Die Nachfrage nach kleineren
Wohnungen ist anhaltend hoch und wird
künftigweiter steigen. Daher steht neben der
Bereitstellung von Wohngrundstücken für
Einzel- und Doppelhäuserauch der Bau von
Wohnungen im Plangebiet im Vordergrund.
Durch eine weitere Reduzierung der Firsthö-
hen könnten in den Gebäuden nur deutlich
weniger Wohnungen entstehen, die den Be-
darf nicht ausreichend befriedigen würden.
Zudem bestünde die Gefahr, dass aufgrund
einer schlechteren Grundstücksausnutzung
im WA 1 das planerische Ziel nach kleineren
Wohnungen in Mehrfamilienhäusern nicht er-
reicht wird.

Privat 3
(Stellungnahme vom 06.01.2022)

Der Zuwegung und der zeitlichen Bebauung
des Wohngebietes widersprechen wir mit
diesem Schreiben vehement.

Nach unserem derzeitigen Kenntnisstand soll
die Zuwegung ausschließlich durch die Stra-
ße Bornmühlenweg - Einfahrt Roter Netto /
Förderschule, dessen unmittelbare Anlieger
wirsind, erfolgen.

Bei der Anzahl der geplanten Wohneinheiten
gemäßB-Plan ist hier mit einem enormen
Anstieg des Verkehrsaufkommens zu rech-
nen (94 WE ä2 PKW) ca. 188 PKW täglich,
400 - 500 Fahrten zur Arbeit, Einkaufen und
Kinderfreizeitgestaltung, was vielleicht hier
noch mit der Anzahl unterschätzt wird. Eine
Entlastung könnte über das Wohngebiet
Stubbenbruch erfolgen mit einer entspre-
chenden Einbahnstraßenregelung, um die
Anwohner unseres Wohngebietes zu entlas-
ten. Wir sehen diese durch den Investor
geplante Verkehrsführung als abwertend für
den Erholungswert unseres bisher ruhig ge-
legenen Wohngebietes und sehen die
Gefahr eines extremen Verkaufswertverlus-
tes unsererGrundstücke.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Eine Erschließung für den Pkw-
Verkehr ist in der Tat ausschließlichüberdie
Straße 'Am Bornmühlenweg' als äußereEr-
schließungsstraße vorgesehen. Diese
berührt bereits jetzt lediglich die an ihr gele-
genen Grundstücke, nicht aber die übrigen
Grundstücke des am Bornmühlenweg gele-
genen Wohngebietes. Es werden zwar
Mehrverkehre auf der Straße 'Am Bornmüh-
lenweg' stattfinden, die aber sicher nicht die
Orientierungswerte von 55 dB(A) am Tag
und 45 dB(A) in der Nacht erreichen werden.
Die Herstellung einer äußerenErschließung
des Plangebietes überdie Straße'Am Stub-
benbruch' wäre nicht nur länger, sondern
würde in ihrer Summe in erheblichem Maße
Mehrverkehre verursachen, weil die Ver-
kehrsteilnehmer dann nur vom äußersten
südöstlichen Siedlungsrand der Stadt
Teterow überdie L 11 das Plangebiet errei-
chen könnten und nicht, wie planerisch
vorgesehen, vergleichsweise zentral überdie
B 104.

An der äußerenErschließungfürdie zukünf-
tigen Bewohner wird keine Anderung
vorgenommen, jedoch wird der Baustellen-
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Weiter können wir die geplante Dauer der
Bebauung von 10 Jahren in keiner Weise
akzeptieren. Die Belastung durch schwere
Baufahrzeuge entlang unserer Straße und
der damit verbundene Lärmsind nicht akzep-
tabel.

verkehr für die Erschließungsarbeiten von
Süden her, und nicht von Norden her über
die Straße "Am Bornmühlenweg", in das
Plangebiet geführt.

Ein Wertverlust wird nicht gesehen. Es ist
nachvollziehbar, dass der Verlust einer weit-
gehend ungestörten Sicht in die Ferne
bedauert wird. Diese Annehmlichkeit ist aber
grundsätzlich eine bloßeChance, die das In-
teresse an der Erhaltung dieses Zustandes
noch nicht zu einem abwägungserheblichen
Belang macht (vgl. BVerwG vom 22.08.2000
Az. 4 BN 38/00). Es verändert sich lediglich
die Aussicht insoweit, dass hinter einer
AckerflächekünftigWohnhäuseranschließen
werden. Eine solche Anderung einer keines-
wegs außergewöhnlichen Aussicht ist
grundsätzlich - und so auch hier - kein priva-
tes Interesse von solchem Gewicht, dass es
bei der Abwägung hätte berücksichtigt wer-
den müssen (vgl. Senatsbeschl. v.
19.05.2009 - 1 MN 12/09 -, BRS 74 Nr. 51).
Wird durch ein Bauvorhaben die Aussicht ei-
nes Nachbarn beeinträchtigt, so ist darin
keine Verletzung des nachbarlichen Rück-
sichtnahmegebotes zu sehen. Denn der
Verlust einer Aussichtsmöglichkeit stellt ge-
genüber den Nachbarn keine
Rücksichtslosigkeit im Sinne des Baurechts
dar. Es gibt keinen Rechtsanspruch auf eine
unverbaute Aussicht oder einer einge-
schränktenbaulichen Nutzung eines anderen
Grundstücks. Andernfalls würdedies erhebli-
che Eingriffe in die Eigentumsrechte des
Einzelnen hervorrufen. Die vorhandene
Wohnbebauung ist zudem durch eine etwa
100 m breite Ackerflächevom Plangebiet ge-
trennt. Der Hinweis sei erlaubt, dass der
Flächennutzungsplan der Stadt Teterow seit
seinem Bestehen für den größtenTeil des
hiesigen Plangebietes eine Wohnbaufläche
darstellt, so dass von Anfang an mit der Um-
setzung dieses Planungswillens gerechnet
werden musste.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Welche Dauer die Bebauung in
Anspruch nehmen wird, kann nicht mit hin-
reichender Sicherheit prognostiziert werden.
Nimmt man die derzeitige konkrete Nachfra-
ge nach Wohnungen und Häusern im
Plangebiet als Grundlage, wird die Dauer der
Bebauung deutlich weniger als 10 Jahre be-
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Wir bitten deshalb, den Bebauungsplan ab-
zuändern und insbesondere die Zuwegung
anzupassen und die Dauer der Bebauung zu
begrenzen.

Wir sind gerne zu Gesprächen bereit und bit-
ten um Einflussnahme auf den
Bebauungsplan.

tragen. Auf der anderen Seite bleibt das Ri-
siko steigernder Baukosten und nicht
hinreichend vorhandener Baumaterialien.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, ihr kann aber nicht entsprochen
werden. Eine andere Erschließungdes Plan-
gebietes ist aus den oben genannten
Gründen nicht möglich. Bei dem Bebau-
ungsplan handelt es sich um einen
Angebots-Bebauungsplan, für eine zeitliche
Vorgabe der Umsetzung fehlt es an einer
Rechtsgrundlage.

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genom-
men. Den in der gemeinsamen
Ausschusssitzung unterbreiteten Vorschlag,
u. a. drei Vertreter aus der Anliegerschaft
'Am Bornmühlenweg' zu bestimmen und mit
dem Investor ins Gespräch zu kommen, hat
die Stadt Teterow aufgegriffen und zu einem
gemeinsamen Abstimmungsgespräch An-
fang März2022 eingeladen.

Privat 4
(Stellungnahme vom 06.01.2022)

Der Zuwegung und der zeitlichen Bebauung
des Wohngebietes widersprechen wir mit
diesem Schreiben vehement.

Nach unserem derzeitigen Kenntnisstand soll
die Zuwegung ausschließlichdurch die Stra-
ße Bornmühlenweg - Einfahrt Roter Netto /
Förderschule, dessen unmittelbare Anlieger
wir sind, erfolgen.

Bei der Anzahl der geplanten Wohneinheiten
gemäßB-Plan ist hier mit einem enormen
Anstieg des Verkehrsaufkommens zu rech-
nen (94 WE ä2 PKW) ca. 188 PKW täglich,
400 - 500 Fahrten zur Arbeit, Einkaufen und
Kinderfreizeitgestaltung, was vielleicht hier
noch mit der Anzahl unterschätzt wird. Eine
Entlastung könnte über das Wohngebiet
Stubbenbruch erfolgen mit einer entspre-
chenden Einbahnstraßenregelung, um die
Anwohner unseres Wohngebietes zu entlas-
ten. Wir sehen diese durch den Investor
geplante Verkehrsführung als abwertend für
den Erholungswert unseres bisher ruhig ge-
legenen Wohngebietes und sehen die
Gefahr eines extremen Verkaufswertverlus-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Eine Erschließung für den Pkw-
Verkehr ist in der Tat ausschließlichüberdie
Straße 'Am Bornmühlenweg' als äußereEr-
schließungsstraße vorgesehen. Diese
berührt bereits jetzt lediglich die an ihr gele-
genen Grundstücke, nicht aber die übrigen
Grundstücke des am Bornmühlenweg gele-
genen Wohngebietes. Es werden zwar
Mehrverkehre auf der Straße 'Am Bornmüh-
lenweg' stattfinden, die aber sicher nicht die
Orientierungswerte von 55 dB(A) am Tag
und 45 dB(A) in der Nacht erreichen werden.
Die Herstellung einer äußerenErschließung
des Plangebietes überdie Straße 'Am Stub-
benbruch' wäre nicht nur länger, sondern
würde in ihrer Summe in erheblichem Maße
Mehrverkehre verursachen, weil die Ver-
kehrsteilnehmer dann nur vom äußersten
südöstlichen Siedlungsrand der Stadt
Teterow überdie L 11 das Plangebiet errei-
chen könnten und nicht, wie planerisch
vorgesehen, vergleichsweise zentral überdie
B 104.

An der äußerenErschließungfürdie zukünf-
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tes unserer Grundstücke.

Weiter können wir die geplante Dauer der
Bebauung von 10 Jahren in keiner Weise
akzeptieren. Die Belastung durch schwere
Baufahrzeuge entlang unserer Straße und
der damit verbundene Lärmsind nicht akzep-
tabel.

tigen Bewohner wird keine Änderungvorge-
nommen, jedoch wird der Baustellenverkehr
fürdie Erschließungsarbeitenvon Südenher,
und nicht von Norden her über die Straße
"Am Bornmühlenweg", in das Plangebiet ge-
führt.

Ein Wertverlust wird nicht gesehen. Es ist
nachvollziehbar, dass der Verlust einer weit-
gehend ungestörten Sicht in die Ferne
bedauert wird. Diese Annehmlichkeit ist aber
grundsätzlich eine bloßeChance, die das In-
teresse an der Erhaltung dieses Zustandes
noch nicht zu einem abwägungserheblichen
Belang macht (vgl. BVerwG vom 22.08.2000
Az. 4 BN 38/00). Es verändert sich lediglich
die Aussicht insoweit, dass hinter einer
AckerflächekünftigWohnhäuseranschließen
werden. Eine solche Änderungeiner keines-
wegs außergewöhnlichen Aussicht ist
grundsätzlich - und so auch hier - kein priva-
tes interesse von solchem Gewicht, dass es
bei der Abwägung hätte berücksichtigt wer-
den müssen (vgl. Senatsbeschl. v.
19.05.2009 - 1 MN 12/09 -, BRS 74 Nr. 51).
Wird durch ein Bauvorhaben die Aussicht ei-
nes Nachbarn beeinträchtigt, so ist darin
keine Verletzung des nachbarlichen Rück-
sichtnahmegebotes zu sehen. Denn der
Verlust einer Aussichtsmöglichkeit stellt ge-
genüber den Nachbarn keine
Rücksichtslosigkeit im Sinne des Baurechts
dar. Es gibt keinen Rechtsanspruch auf eine
unverbaute Aussicht oder einer einge-
schränkten baulichen Nutzung eines anderen
Grundstücks. Andernfalls würdedies erhebli-
che Eingriffe in die Eigentumsrechte des
Einzelnen hervorrufen. Die vorhandene
Wohnbebauung ist zudem durch eine etwa
100 m breite Ackerflächevom Plangebiet ge-
trennt. Der Hinweis sei erlaubt, dass der
Flächennutzungsplan der Stadt Teterow seit
seinem Bestehen für den größtenTeil des
hiesigen Plangebietes eine Wohnbaufläche
darstellt, so dass von Anfang an mit der Um-
setzung dieses Planungswillens gerechnet
werden musste.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Welche Dauer die Bebauung in
Anspruch nehmen wird, kann nicht mit hin-
reichender Sicherheit prognostiziert werden.
Nimmt man die derzeitige konkrete Nachfra-
ge nach Wohnungen und Häusern im
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Wir bitten deshalb, den Bebauungsplan ab-
zuändern und insbesondere die Zuwegung
anzupassen und die Dauer der Bebauung zu
begrenzen.

Wir sind gerne zu Gesprächen bereit und bit-
ten um Einflussnahme auf den
Bebauungsplan.

Plangebiet als Grundlage, wird die Dauer der
Bebauung deutlich weniger als 10 Jahre be-
tragen. Auf der anderen Seite bleibt das
Risiko steigernder Baukosten und nicht hin-
reichend vorhandener Baumaterialien.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, ihr kann aber nicht entsprochen
werden. Eine andere Erschließungdes Plan-
gebietes ist aus den oben genannten
Gründen nicht möglich. Bei dem Bebau-
ungsplan handelt es sich um einen
Angebots-Bebauungsplan, für eine zeitliche
Vorgabe der Umsetzung fehlt es an einer
Rechtsgrundlage.

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genom-
men. Den in der gemeinsamen
Ausschusssitzung unterbreiteten Vorschlag,
u. a. drei Vertreter aus der Anliegerschaft
'Am Bornmühlenweg' zu bestimmen und mit
dem Investor ins Gespräch zu kommen, hat
die Stadt Teterow aufgegriffen und zu einem
gemeinsamen Abstimmungsgespräch An-
fang März2022 eingeladen.

Privat 5
(Stellungnahme vom 06.01.2022)

Der Zuwegung und der zeitlichen Bebauung
des Wohngebietes widersprechen wir mit
diesem Schreiben vehement.

Nach unserem derzeitigen Kenntnisstand soll
die Zuwegung ausschließlichdurch die Stra-
ße Bornmühlenweg - Einfahrt Roter Netto /
Förderschule, dessen unmittelbare Anlieger
wirsind, erfolgen.

Bei der Anzahl der geplanten Wohneinheiten
gemäßB-Plan ist hier mit einem enormen
Anstieg des Verkehrsaufkommens zu rech-
nen (94 WE ä2 PKW) ca. 188 PKW täglich,
400 - 500 Fahrten zur Arbeit, Einkaufen und
Kinderfreizeitgestaltung, was vielleicht hier
noch mit der Anzahl unterschätzt wird. Eine
Entlastung könnte über das Wohngebiet
Stubbenbruch erfolgen mit einer entspre-
chenden Einbahnstraßenregelung, um die
Anwohner unseres Wohngebietes zu entlas-
ten. Wir sehen diese durch den Investor
geplante Verkehrsführung als abwertend für
den Erholungswert unseres bisher ruhig ge-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Eine Erschließung für den Pkw-
Verkehr ist in der Tat ausschließlichüberdie
Straße 'Am Bornmühlenweg' als äußereEr-
schließungsstraße vorgesehen. Diese
berührt bereits jetzt lediglich die an ihr gele-
genen Grundstücke, nicht aber die übrigen
Grundstücke des am Bornmühlenweg gele-
genen Wohngebietes. Es werden zwar
Mehrverkehre auf der Straße 'Am Bornmüh-
lenweg' stattfinden, die aber sicher nicht die
Orientierungswerte von 55 dB(A) am Tag
und 45 dB(A) in der Nacht erreichen werden.
Die Herstellung einer äußerenErschließung
des Plangebietes überdie Straße'Am Stub-
benbruch' wäre nicht nur länger, sondern
würde in ihrer Summe in erheblichem Maße
Mehrverkehre verursachen, weil die Ver-
kehrsteilnehmer dann nur vom äußersten
südöstlichen Siedlungsrand der Stadt
Teterow überdie L 11 das Plangebiet errei-
chen könnten und nicht, wie planerisch
vorgesehen, vergleichsweise zentral überdie
B 104.
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legenen Wohngebietes und sehen die Ge-
fahr eines extremen Verkaufswertverlustes
unserer Grundstücke.

Weiter können wir die geplante Dauer der
Bebauung von 10 Jahren in keiner Weise
akzeptieren. Die Belastung durch schwere
Baufahrzeuge entlang unserer Straße und
der damit verbundene Lärmsind nicht akzep-

An der äußerenErschließungfürdie zukünf-
tigen Bewohner wird keine Anderung
vorgenommen, jedoch wird der Baustellen-
verkehr für die Erschließungsarbeiten von
Süden her, und nicht von Norden her über
die Straße "Am Bornmühlenweg", in das
Plangebiet geführt.

Ein Wertverlust wird nicht gesehen. Es ist
nachvollziehbar, dass der Verlust einer weit-
gehend ungestörten Sicht in die Ferne
bedauert wird. Diese Annehmlichkeit ist aber
grundsätzlich eine bloßeChance, die das In-
teresse an der Erhaltung dieses Zustandes
noch nicht zu einem abwägungserheblichen
Belang macht (vgl. BVerwG vom 22.08.2000
Az. 4 BN 38/00). Es verändert sich lediglich
die Aussicht insoweit, dass hinter einer
AckerflächekünftigWohnhäuseranschließen
werden. Eine solche Anderung einer keines-
wegs außergewöhnlichen Aussicht ist
grundsätzlich - und so auch hier - kein priva-
tes Interesse von solchem Gewicht, dass es
bei der Abwägung hätte berücksichtigt wer-
den müssen (vgl. Senatsbeschl. v.
19.05.2009 - 1 MN 12/09 -, BRS 74 Nr. 51).
Wird durch ein Bauvorhaben die Aussicht ei-
nes Nachbarn beeinträchtigt, so ist darin
keine Verletzung des nachbarlichen Rück-
sichtnahmegebotes zu sehen. Denn der
Verlust einer Aussichtsmöglichkeit stellt ge-
genüber den Nachbarn keine
Rücksichtslosigkeit im Sinne des Baurechts
dar. Es gibt keinen Rechtsanspruch auf eine
unverbaute Aussicht oder einer einge-
schränktenbaulichen Nutzung eines anderen
Grundstücks. Andernfalls würdedies erhebli-
che Eingriffe in die Eigentumsrechte des
Einzelnen hervorrufen. Die vorhandene
Wohnbebauung ist zudem durch eine etwa
100 m breite Ackerflächevom Plangebiet ge-
trennt. Der Hinweis sei erlaubt, dass der
Flächennutzungsplan der Stadt Teterow seit
seinem Bestehen für den größtenTeil des
hiesigen Plangebietes eine Wohnbaufläche
darstellt, so dass von Anfang an mit der Um-
setzung dieses Planungswillens gerechnet
werden musste.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Welche Dauer die Bebauung in
Anspruch nehmen wird, kann nicht mit hin-
reichender Sicherheit prognostiziert werden.
Nimmt man die derzeitige konkrete Nachfra-
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tabel.

Wir bitten deshalb, den Bebauungsplan ab-
zuändern und insbesondere die Zuwegung
anzupassen und die Dauer der Bebauung zu
begrenzen.

Wir sind gerne zu Gesprächen bereit und bit-
ten um Einflussnahme auf den
Bebauungsplan.

ge nach Wohnungen und Häusern im Plan-
gebiet als Grundlage, wird die Dauer der
Bebauung deutlich weniger als 10 Jahre be-
tragen. Auf der anderen Seite bleibt das
Risiko steigernder Baukosten und nicht hin-
reichend vorhandener Baumaterialien.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, ihr kann aber nicht entsprochen
werden. Eine andere Erschließungdes Plan-
gebietes ist aus den oben genannten
Gründen nicht möglich. Bei dem Bebau-
ungsplan handelt es sich um einen
Angebots-Bebauungsplan, für eine zeitliche
Vorgabe der Umsetzung fehlt es an einer
Rechtsgrundlage.

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genom-
men. Den in der gemeinsamen
Ausschusssitzung unterbreiteten Vorschlag,
u. a. drei Vertreter aus der Anliegerschaft
'Am Bornmühlenweg' zu bestimmen und mit
dem Investor ins Gespräch zu kommen, hat
die Stadt Teterow aufgegriffen und zu einem
gemeinsamen Abstimmungsgespräch An-
fang März2022 eingeladen.

Privat 6
(Stellungnahme vom 06.01.2022)

Der Zuwegung und der zeitlichen Bebauung
des Wohngebietes widersprechen wir mit
diesem Schreiben vehement.

Nach unserem derzeitigen Kenntnisstand soll
die Zuwegung ausschließlichdurch die Stra-
ße Bornmühlenweg - Einfahrt Roter Netto /
Förderschule, dessen unmittelbare Anlieger
wirsind, erfolgen.

Bei der Anzahl der geplanten Wohneinheiten
gemäßB-Plan ist hier mit einem enormen
Anstieg des Verkehrsaufkommens zu rech-
nen (94 WE ä2 PKW) ca. 188 PKW täglich,
400 - 500 Fahrten zur Arbeit, Einkaufen und
Kinderfreizeitgestaltung, was vielleicht hier
noch mit der Anzahl unterschätzt wird. Eine
Entlastung könnte über das Wohngebiet
Stubbenbruch erfolgen mit einer entspre-
chenden Einbahnstraßenregelung, um die
Anwohner unseres Wohngebietes zu entlas-
ten. Wir sehen diese durch den Investor
geplante Verkehrsführung als abwertend für

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Eine Erschließung für den Pkw-
Verkehr ist in der Tat ausschließlichüberdie
Straße 'Am Bornmühlenweg' als äußereEr-
schließungsstraße vorgesehen. Diese
berührt bereits jetzt lediglich die an ihr gele-
genen Grundstücke, nicht aber die übrigen
Grundstücke des am Bornmühlenweg gele-
genen Wohngebietes. Es werden zwar
Mehrverkehre auf der Straße 'Am Bornmüh-
lenweg' stattfinden, die aber sicher nicht die
Orientierungswerte von 55 dB(A) am Tag
und 45 dB(A) in der Nacht erreichen werden.
Die Herstellung einer äußerenErschließung
des Plangebietes überdie Straße 'Am Stub-
benbruch' wäre nicht nur länger, sondern
würde in ihrer Summe in erheblichem Maße
Mehrverkehre verursachen, weil die Ver-
kehrsteilnehmer dann nur vom äußersten
südöstlichen Siedlungsrand der Stadt
Teterow überdie L 11 das Plangebiet errei-
chen könnten und nicht, wie planerisch
vorgesehen, vergleichsweise zentral überdie
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den Erholungswert unseres bisher ruhig ge-
legenen Wohngebietes und sehen die
Gefahr eines extremen Verkaufswertverlus-
tes unsererGrundstücke.

Weiter können wir die geplante Dauer der
Bebauung von 10 Jahren in keiner Weise
akzeptieren. Die Belastung durch schwere
Baufahrzeuge entlang unserer Straße und

B 104.
An der äußerenErschließungfürdie zukünf-
tigen Bewohner wird keine Anderung
vorgenommen, jedoch wird der Baustellen-
verkehr für die Erschließungsarbeiten von
Süden her, und nicht von Norden her über
die Straße "Am Bornmühlenweg", in das
Plangebiet geführt.

Ein Wertverlust wird nicht gesehen. Es ist
nachvollziehbar, dass der Verlust einer weit-
gehend ungestörten Sicht in die Ferne
bedauert wird. Diese Annehmlichkeit ist aber
grundsätzlich eine bloßeChance, die das In-
teresse an der Erhaltung dieses Zustandes
noch nicht zu einem abwägungserheblichen
Belang macht (vgl. BVerwG vom 22.08.2000
Az. 4 BN 38/00). Es verändert sich lediglich
die Aussicht insoweit, dass hinter einer
AckerflächekünftigWohnhäuseranschließen
werden. Eine solche Änderungeiner keines-
wegs außergewöhnlichen Aussicht ist
grundsätzlich - und so auch hier - kein priva-
tes Interesse von solchem Gewicht, dass es
bei der Abwägung hätte berücksichtigt wer-
den müssen (vgl. Senatsbeschl. v.
19.05.2009 - 1 MN 12/09 -, BRS 74 Nr. 51).
Wird durch ein Bauvorhaben die Aussicht ei-
nes Nachbarn beeinträchtigt, so ist darin
keine Verletzung des nachbarlichen Rück-
sichtnahmegebotes zu sehen. Denn der
Verlust einer Aussichtsmöglichkeit stellt ge-
genüber den Nachbarn keine
Rücksichtslosigkeit im Sinne des Baurechts
dar. Es gibt keinen Rechtsanspruch auf eine
unverbaute Aussicht oder einer einge-
schränktenbaulichen Nutzung eines anderen
Grundstücks. Andernfalls würdedies erhebli-
che Eingriffe in die Eigentumsrechte des
Einzelnen hervorrufen. Die vorhandene
Wohnbebauung ist zudem durch eine etwa
100 m breite Ackerflächevom Plangebiet ge-
trennt. Der Hinweis sei erlaubt, dass der
Flächennutzungsplan der Stadt Teterow seit
seinem Bestehen für den größtenTeil des
hiesigen Plangebietes eine Wohnbaufläche
darstellt, so dass von Anfang an mit der Um-
setzung dieses Planungswillens gerechnet
werden musste.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Welche Dauer die Bebauung in
Anspruch nehmen wird, kann nicht mit hin-
reichender Sicherheit prognostiziert werden.
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der damit verbundene Lärmsind nicht akzep-
tabel.

Wir bitten deshalb, dgn Bebauungsplan ab-
zuändern und insbesondere die Zuwegung
anzupassen und die Dauer der Bebauung zu
begrenzen.

Wir sind gerne zu Gesprächen bereit und bit-
ten um Einflussnahme auf den
Bebauungsplan.

Nimmt man die derzeitige konkrete Nachfra-
ge nach Wohnungen und Häusern im
Plangebiet als Grundlage, wird die Dauer der
Bebauung deutlich weniger als 10 Jahre be-
tragen. Auf der anderen Seite bleibt das
Risiko steigernder Baukosten und nicht hin-
reichend vorhandener Baumaterialien.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, ihr kann aber nicht entsprochen
werden. Eine andere Erschließungdes Plan-
gebietes ist aus den oben genannten
Gründen nicht möglich. Bei dem Bebau-
ungsplan handelt es sich um einen
Angebots-Bebauungsplan, für eine zeitliche
Vorgabe der Umsetzung fehlt es an einer
Rechtsgrundlage.

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genom-
men. Den in der gemeinsamen
Ausschusssitzung unterbreiteten Vorschlag,
u. a. drei Vertreter aus der Anliegerschaft
'Am Bornmühlenweg' zu bestimmen und mit
dem Investor ins Gespräch zu kommen, hat
die Stadt Teterow aufgegriffen und zu einem
gemeinsamen Abstimmungsgespräch An-
fang März2022 eingeladen.

Privat 7
(Stellungnahme vom 22.01.2022)

lch/wir die hier unterzeichnenden Anlieger
Gartenanlage Bornmühlenweg Gemarkung:
131763 / Teterow Flur 14 und angrenzend,
befürchten erheblich in unserer Lebensquali-
tät eingeschränkt zu werden. Durch Eingriff
ins Landschaftsbild durch eine zu erwartende
Geschoßhöhevon 15 Metern, Wertminde-
rung unserer Grundstücke, eventuell
Absenkung des Grundwasserspiegels,
Lärmbelästigung durch erhöhtes Verkehrs-
aufkommen, gegebenenfalls zu erwartenden
Durchgangsverkehr, damit verbunden das
Erreichen unserer Grundstücke bzw. Wegfall
unserer Stellplätze, ein sicherlich nicht uner-
heblicher Eingriff in die Flora und Fauna, was
den Charakter eines Naherholungsgebietes
sicher sehr schmälern, wenn nicht sogar zer-
stören würde. Da es sich unserer Ansicht
nach um eine klimarelevante Freifläche han-
delt, kommt auch der Trinkwasserschutz,
h-lochwasserschutz, Klimaschutz, natürlicher
Wasserspeicher zum Tragen. Laut einer

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Durch die Planungen werden keine
städtebaulichen Spannungen hervorgerufen.
Auch eine Beeinträchtigung der Lebensquali-
tät der angrenzenden Wohngebiete und
Gärten ist mit der hiesigen Planung nicht zu
erwarten.

Der Sachverhalt hat sich dahingehend geän-
dert, dass fürdie BaugrundstückeNr. 85 - 89
ein WA 4 ausgewiesen wird und dort nicht
mehr 3 sondern nur noch 2 Vollgeschosse
zugelassen werden und die zulässige First-
höhe von 15,00 m auf 13,50 m reduziert
wird.

Eine Erschließungfürden Pkw-Verkehr ist in
der Tat ausschließlich über die Straße 'Am

Bornmühlenweg' als äußereErschließungs-
straße vorgesehen. Diese berührt bereits
jetzt lediglich die an ihr gelegenen Grundstü-
cke, nicht aber die übrigen Grundstücke des
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Studie von 2018 (Moss, Doik) hat schon eine
ca. 0,8 Hektar großeGrünflächeEinfluss auf
die nächtlichen Temperaturen und erzeugt
eine deutliche Kühlwirkung, was dem an-
grenzenden Wohngebiet zu Gute kommt.
Aufgelockerter und natürlich gewachsener
Boden kann Niederschlag sicherlich besser
aufnehmen als versiegelter Boden, z. B. ge-
pflastert, betoniert oder asphaltiert. Auch
brauchen wir keine Ballungsgebiete bauen,
sondern können vorhandenen Leerstand
nutzen.

am Bornmühlenweg gelegenen Wohngebie-
tes. Es werden zwar Mehrverkehre auf der
Straße 'Am Bornmühlenweg' stattfinden, die
aber sicher nicht die Orientierungswerte von
55 dB(A) am Tag und 45 dB(A) in der Nacht
erreichen werden.

Die Eingriffe in das Schutzgut Boden werden
entsprechend der gesetzlichen Vorgaben
kompensiert. Ein Teil des erforderlichen
Ausgleichs wird innerhalb des Plangebietes
direkt am Eingriffsort abgeleistet. Zudem
werden zwischen den Gebäuden Freiflächen
erhalten, die als Grün- und Gartenflächen
anzulegen sind.

Privat 8
(Stellungnahme vom 25.01.2022)

lch bin der Eigentümerder Flurstücke ... und
... der Flur 17 in der Gemarkung Teterow,
die derzeit landwirtschaftlich genutzt werden
und in der Flächennutzungsplanung als
Wohnbauflächen ausgewiesen sind und so-
mit auch aus meiner Sicht Grundlage und
Bestandteil derjetzigen Planung sein sollten.

Das Verhalten der Stadt und die Informatio-
nen mir gegenüber sind für mich bis jetzt
nicht nachvollziehbar. Meine Bereitschaft für
offene Gespräche und einen fairen Umgang
miteinander wurde bis jetzt nicht angenom-
men. lch hätte erwartet, dass die Stadt in so

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genom-
men. Ohne das südwestlich anschließende
großeFlurstückist eine Uberplanung der ge-
nannten Flurstücke zu Wohnzwecken nicht
möglich. Der Eigentümer des angrenzenden
Flurstückes hat gegenwärtig kein Interesse
an einem Verkauf oder einer Entwicklung der
Fläche. Langfristig gesehen handelt es sich
zusammen mit dem südwestlich angrenzen-
den Flurstück um eine sich anbietende
Siedlungsfläche und einen sinnvollen Lü-
ckenschluss. Die Fläche ist ebenfalls bereits
im Flächennutzungsplan als Wohnbaufläche
(W) ausgewiesen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.
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einem wichtigen Sachverhalt auf die Eigen-
tümer zugeht und in einen Dialog tritt.
Meinen Kenntnisstand habe ich aus der Zei-
tung und aus mehrmaliger Terminsuche
meinerseits im Rathaus. Es erfolgte darauf
keine Reaktion, auch zu den Gesprächsrun-
den wurde ich nicht eingeladen

Zu den Planungen wurde bis jetzt kein Kon-
takt zu mir aufgenommen. Es sollte aber bei
dem B-Plan unbedingt berücksichtigt wer-
den, dass diese Flächen als zukünftige
WohnbauflächenzurVerfügungstehen.

Die Stellungnahme der Landesplanungsbe-
hörde wurde vom Planer sachlich so nicht
richtig dargestellt. Die Forderung, die Grund-
stücke zukünftig auch als Bauland zu
berücksichtigen, fließen nicht in die jetzige
Planung ein. Eine Kontaktaufnahme, wie im
Kommentar erwähnt, hat es auch nicht ge-
geben.

Weitere Anregungen meinerseits:

Fürdie zukünftigeVerkehrslast ist die Straße
„Am Bornmühlenweg" u. a. mit den ausge-
wiesenen Längsparkplätzenzu schmal. Dies
sollte bedacht werden.

Auch die obere Zuwegung als Geh- und
Radweg ist aus meiner Sicht nicht ausrei-
chend. Auch hier sollte eine sinnvolle
Einbeziehung der Straßenflächenüberdacht
werden. So wie es vorgesehen ist, ist keine
zukünftige Arrondierung der Siedlungsstruk-
turgegeben.

Die Ver- und Entsorgungstrassen sollten vo-
rausschauend in die Planung einbezogen
und ausgelegt werden.

lch möchtemich hier nicht im Detail verlieren
und würde mich freuen, meine Gedanken
den Mitgliedern des Bauausschusses und
den Stadtvertretern vor Beschlussfassung
vorzustellen. lch stehe Ihnen jederzeit gern
zurVerfügung.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Die Fläche findet im Rahmen der
mittel- bis langfristigen Siedlungsentwicklung
Berücksichtigung, soweit das südwestlich
anschließende Flurstück zur Verfügung
steht.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Eine separate Uberplanung ohne
das südwestlich anschließende Flurstück ist
nicht möglich.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Im Norden ist ausschließlich eine
fußläufigeAnbindung vorgesehen. Die Er-
schließung für den Pkw-Verkehr erfolgt
ausschließlichüberdie Straße'Am Bornmüh-
lenweg'.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme ist Gegenstand der städ-
tischen Abwägung.
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Privat 9
(Stellungnahme vom 27.01.2022)

Wir sind gegenüber der Planung und Ent-
wicklung des Wohngebietes sehr positiv
eingestellt. Die Stadt Teterow bedarf unserer
Auffassung nach dringend Bauland fürjunge
Familien.

Wir wohnen aktuell in Rostock und würden
uns freuen, unseren Lebensmittelpunkt wie-
der in unsere Heimat Teterow verlegen zu
können. Wir erhoffen uns, hier den Traum
eines eigengenutzten Hauses zu verwirkli-
chen. Einen baldigen Baubeginn begrüßen
wir sehr, da wir einen Wohnortwechsel vor
dem Eintritt der Kinder in das Schulalter prä-
ferieren würden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.
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Privat 10
(Stellungnahme vom 23.01.2022)

Wir sind die Eigentümerder Kleingärten, bei
dem die Bebauung unmittelbar an unsere
Grundstücksgrenzenerfolgen soll.

Kleingärten sollen der Erholung in der Natur
dienen und Stadtbewohnern den Anbau von
Obst und Gemüse ermöglichen. Berufstäti-
gen bieten die Gärten eine Entspannung
vom Arbeitsstress durch gesunde Betäti-
gung, eine ideale Alternative zum
Arbeitsalttag.

Wir haben unseren Grund und Boden an
verschiedene Gartenliebhaber verpachtet
und bewirtschaften selbst einen großen Teil
der Fläche. Die Pächterwohnen in der Stadt
in Neubauten und genießen die Zeit in ihren
Gärten zur Erholung, bauen Obst und Ge-

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genom-
men.

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genom-
men.

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genom-
men. Eine Beeinträchtigung der
Kleingartenanlage ist nicht zu erwarten.
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müsean und ernten dieses. Das möchtenwir
den Pächternweiterhin ermöglichen.

Beim Sichten des bei Ihnen vorliegenden
Bebauungsplanes haben sich uns einige
Fragen gestellt. Deshalb haben wir uns dazu
entschieden hier unsere Einwände zu schil-
dern.

Der Plan sieht vor, dass unmittelbar an unse-
rer Grundstücksgrenze dreigeschossige
Mehrfamilienhäuser in einer Höhe von 15
Metern entstehen sollen. Wir haben grund-
sätzlich nichts gegen die Ausweisung eines
Wohngebietes und begrüßendies sogar. Sie
schreiben in ihren Begründungen aber, dass
es zu keinen Beeinträchtigungen für das
Schutzgut Mensch führt. Wir zweifeln dies
an, denn wenn man sich im Garten aufhält
und ringsherum Wohnblöcke mit einer Höhe
von 15 m stehen, kann man sich nicht mehr
wohl fühlen und erholen. Dies kann nicht in
ihrem Interesse sein.

Bei normal hohen Häusern, wie es eine di-
rekte Anbindung an das Siedlungsgefüge
darstellen würde (so wie die Häuserin direk-
ter Umgebung der Bornmühle), würde es
auch Veränderungen geben und man bekä-
me neue Nachbarn. Aber das ist in der
heutigen Zeit ja normal und man arrangiert
sich und versucht friedlich miteinander zu le-
ben.

So ist es jedenfalls bei uns in der Gartenan-
lage. Der Wunsch und die Pflicht der Stadt,
weiteren Wohnraum zu schaffen, um die
Stadt damit attraktiver werden zu lassen, ist
begrüßenswert.

Nur 15 m hohe Wohngebäude vor flachen
Siedlungen führen unserer Meinung nach ar-
chitektonisch gesehen nicht dazu.

Die Einwände werden zur Kenntnis genom-
men und im Rahmen der städtischen
Abwägung beraten.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Eine Beeinträchtigung der
Erholung durch angrenzende Wohngebäude
wird nicht gesehen. Dennoch wurde das
WA 1 verkleinert und fürdie Baugrundstücke
Nr. 85 - 89 ein WA 4 ausgewiesen, in dem
die maximale Firsthöhe baulicher Anlagen
auf 13,50 m begrenzt wird. Im WA 4 sind
maximal zwei Vollgeschossen zulässig.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Ein Zusammenhang zwischen der
Gebäudehöhe und einer Beeinträchtigung
der Erholung wird nicht gesehen. Die gesetz-
lich geforderten Grenzabstände sind
einzuhalten. Die Tiefe der erforderlichen Ab-
standsflächen beträgt gemäß§ 6 Abs. 5
LBauO M-V 0,4 H (H = Höhe der baulichen
Anlagen) und mindestens 3 m.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Ihr wird dahingehend entsprochen,
dass fürdie BaugrundstückeNr. 85 - 89 nicht
mehr 3 sondern nur noch 2 Vollgeschosse
zugelassen werden und die zulässige First-
höhe von 15,00 m auf 13,50 m reduziert
wird. Dafürwird ein WA 4 ausgewiesen. Im
Ubrigen wird der Anregung nicht entspro-
chen. Die Nachfrage nach kleineren
Wohnungen ist anhaltend hoch und wird
künftigweiter steigen. Daher steht neben der
Bereitstellung von Wohngrundstücken für
Einzel- und Doppelhäuserauch der Bau von
Wohnungen im Plangebiet im Vordergrund.
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Wenn man sich in Teterow einmal den neu
erbauten Wendenring oder auch das Wohn-
gebiet Brückenstückeansieht, stellt man fest,
dass es der Umgebung angepasst wurde
und es keine 15 m hohen Wohnblöcke zwi-
schen den Ein -und Mehrfamilienhäusern
gibt oder diese drum herum gebaut wurden.
Dort gibt es betreutes Wohnen, welches in
die Anlage eingefügtwurde. Es gibt also un-
terschiedliche Wohnformen ohne riesige
Wohnblöcke.

Wir möchten mit diesem Schreiben nur ein-
fach noch einmal daran appellieren, dass der
Bauplan überdachtwird und doch bitte wirk-
lich an die angrenzenden Wohn- und
Freizeitgebiete angepasst wird und es kein
Hochhausgebiet wird. Der geplante B-Plan
Nr. 66 B (südlich Malchiner Straßeund west-
lich Pampower Weg) sieht ja auch vor, dass
die Bebauung des Gebietes in die umliegen-
de Umgebung passt. Die Höhe, die Größe
und die Dachneigung passen sich der Um-
gebung an.

Ausdrücklich danken möchten wir Ihnen,
dass Sie uns die Möglichkeit gegeben ha-
ben, unsere Einwände zu schildern und
hiermit darzulegen.

Bitte überdenken Sie zusammen mit den
Stadtvertretern die Entscheidung, den Be-
bauungsplan so wie er jetzt ausliegt,
zuzustimmen.

Durch eine weitere Reduzierung der Firsthö-
hen könnten in den Gebäuden nur deutlich
weniger Wohnungen entstehen, die den Be-
darf nicht ausreichend befriedigen würden.
Zudem bestünde die Gefahr, dass aufgrund
einer schlechteren Grundstücksausnutzung
im WA 1 das planerische Ziel nach kleineren
Wohnungen in Mehrfamilienhäusern nicht er-
reicht wird. Die geplanten Einzel- und
Doppelhäuser im Plangebiet sollen die ver-
dichtete Bauweise auflockern.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Der hohe und wachsende Bedarf
an kleineren Wohnungen in Folge der immer
kleiner werdenden Haushalte und des de-
mographischen Wandels soll mit der Planung
befriedigt werden. Es sei der Hinweis erlaubt,
dass an das Wohngebiet 'Am Bornmühlen-
weg' im Norden und Westen ebenfalls bereits
Geschosswohnungsbau anschließt. Zudem
sind Reihen- und Doppelhäuser anzutreffen.
Es handelt sich bei der bestehenden Bebau-
ung bereits um eine sehr heterogene
Siedlungsstruktur mit unterschiedlichsten
Wohnformen und nicht um eine homogene
Siedlung, die ausschließlichaus Einfamilien-
häusernbesteht.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Es soll eine differenzierte
Siedlungsstruktur entstehen die ver-
schiedenste Wohnformen für
unterschiedlichste Wohnansprüche bereit-
stellt. Beim Bebauungsplan Nr. 66 B handelt
es sich lediglich um ein einzelnes schmales
Baugrundstück und nicht um ein Wohnge-
biet. Die geplante Bebauung fügt sich in die
bestehenden Siedlungsstrukturen ein, die
ebenfalls bereits durch Geschosswohnungs-
bau geprägt ist. Hochhäuser sollen im
Plangebiet nicht entstehen. Ein Haus gilt erst
ab einer Höhevon 22 m als Hochhaus.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.
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Bei einem Gespräch mit den Bauherren,
welches Herr Dr. Jürgen Paries am Donners-
tagabend (13.01.2022 in der Aula der
Regionalschute in Ost) angeboten hat, wären
wir gern mit dabei.

Zusatzzum Bebauungsplan „Mühlenblick":

Wir möchten hier noch einmal zusätzlich da-
rauf aufmerksam machen, dass es sich bei
der geplanten Bauhöhe in der Näheunseres
Grundstückes nicht um einen Abstand von
125 m handelt (,so wie im Artikel des Nord-
kuriers am 16.01.2022 berichtet wurde).

Herr ... beabsichtigt in unmittelbarer Nähe
(3 - 5 m) unseres Grundstückes, Häusermit
einer Höhe von 15 m zu bauen. Diese Häu-
ser sollen auch nicht an einer tieferen Stelle
gebaut werden sondern direkt neben uns.
Das ist keine normale Veränderung, das ist
schon ein Wertverlust, wie auch ein Ein-
schnitt in unser Erholungsgebiet. Stellen Sie
es sich doch bitte einfach einmal bildlich
vor..... eine Fläche als Gartenland zur Erho-
lung und drum herum Häusermit einer Höhe
von 15 m. Da von keinen Einschränkungen
zu sprechen, finden wir schon sehr befremd-
lich. Für uns stellt das schon eine
Beeinträchtigung der Qualität des Nutzens
unseres Grundstückesdar.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Zwischen dem Plangebiet und der anschlie-
ßenden Wohnbebauung findet sich eine ca.
100 m breite landwirtschaftliche Fläche.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, aber nicht geteilt. Weder eine
Beeinträchtigung der Nutzung der Kleingär-
ten noch ein Wertverlust wird durch die
Planung gesehen. Es ist nachvollziehbar,
dass der Verlust einer weitgehend ungestör-
ten Sicht in die Ferne bedauert wird. Diese
Annehmlichkeit ist aber grundsätzlich eine
bloße Chance, die das Interesse an der Er-
haltung dieses Zustandes noch nicht zu
einem abwägungserheblichen Belang macht
(vgl. BVerwG vom 22.08.2000 Az. 4 BN
38/00). Es verändert sich lediglich die Aus-
sicht insoweit, dass hinter der
Kleingartenanlage künftig Wohnhäuser an-
schließen werden. Eine solche Anderung
einer keineswegs außergewöhnlichenAus-
sicht ist grundsätzlich - und so auch hier -
kein privates Interesse von solchem Gewicht,
dass es bei der Abwägung hätte berücksich-
tigt werden müssen (vgl. Senatsbeschl. v.
19.05.2009 - 1 MN 12/09 -, BRS 74 Nr. 51).
Wird durch ein Bauvorhaben die Aussicht ei-
nes Nachbarn beeinträchtigt, so ist darin
keine Verletzung des nachbarlichen Rück-
sichtnahmegebotes zu sehen. Denn der
Verlust einer Aussichtsmöglichkeit stellt ge-
genüber den Nachbarn keine
Rücksichtslosigkeit im Sinne des Baurechts
dar. Es gibt keinen Rechtsanspruch auf eine
unverbaute Aussicht oder einer einge-
schränktenbaulichen Nutzung eines anderen
Grundstücks. Andernfalls würdedies erhebli-
che Eingriffe in die Eigentumsrechte des
Einzelnen hervorrufen. Der Hinweis sei er-
laubt, dass der Flächennutzungsplan der
Stadt Teterow seit seinem Bestehen fürden
größtenTeil des hiesigen Plangebietes eine
Wohnbauflächedarstellt, so dass von Anfang
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Herr ... und seine Frau ... und auch die an-
deren Pächter sind täglich in ihren Gärten
und genießenihre Zeit dort. Muss man ihnen
den wohlverdienten Ruhestand in ihren
selbst bewirtschafteten und mühsam schön
hergerichteten Anwesen mit dem Bau eines
15 m hohen Wohnblockes zerstören?

In dem Zeitungsartikel hört man von vielen
Interessenten, die sich einen Traum vom ei-
genen Haus erfüllen wollen. Dies mag so
sein. Füruns stellt sich nur die Frage, wollen
diese Interessenten ein Haus mit einer Höhe
von 15 m bauen? Kaum vorstellbar ... was
kann der Grund für solch hohe Gebäude
sein, wenn doch ein Wohngebiet für Eigen-
heimbesitzer angepriesen wird.

Wir möchten Sie wirklich eindringlich bitten,
Ihre Entscheidung zur Zustimmung des so
vorhandenen Bebauungsplanes zu überden-
ken.

Des Weiteren möchten wir Sie bitten, unse-
ren Einspruch den Stadtvertretern von
Teterow zu übergeben, damit sich diese von
unseren Bedenken ein Bild machen können
und sie unsere Meinung dazu kennen.

Vielen Dank für Ihre Bemühungen und wir
verbleiben mitfreundlichen Grüßen.

an mit der Umsetzung dieses Planungswil-
lens gerechnet werden musste.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Für die Nachfrage stehen
ausreichend Baugrundstücke fürEinzel- und
Doppelhäuser zur Verfügung. In den Berei-
chen, in denen höhereGebäudevorgesehen
sind (WA 1 und WA 4) sollen kleinere Mehr-
familienhäuser entstehen, um dem
steigenden Bedarf nach kleineren Wohnun-
gen zu begegnen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und ist Gegenstand der städtischen
Abwägung.
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Privat 11
(Stellungnahme vom 27.01.2022)

Mit großem Interesse verfolge ich die Pla-
nungen für das neue Stadtviertel am
Mühlenblick. lch sehe in dieser Unterneh-
mung eine große Chance zu einer
zukunftsorientierten Stadtentwicklung und
begrüßees sehr, dass die h^erren ... die da-
zu nötigen Investitionen und Risiken
schultern. Für das weitere Fortkommen un-
serer Stadt, für die gesellschaftliche und
wirtschaftliche Entwicklung unserer Kommu-
ne halte ich es für unabdingbar, derlei
Projekte anzuschieben.

Interessant finde ich, wie ich den Berichten
der Presse entnehmen konnte, vor allen Din-
gen den Aspekt der Nachhaltigkeit, den die
Investoren stark machen. Immerhin wird die
Energieversorgung des Mühlenblickviertels
so geplant, dass sie unter V/erwendung neu'
ester Luft- und Erdwärmetechnik den
modernsten ökologischen Ansprüchen mehr
als nurgenügt.

Sehr geehrte Damen und Herren, die Ent-
wicklung unserer Stadt Teterow
zukunftsorientiert voranzutreiben ist eine
große Herausforderung. Nach meinem Da-
fürhalten ist das Projekt Mühlenblick eine
ausgezeichnete Möglichkeit, einen Schritt
nach vorn zu gehen. Aus diesem Grund
möchte ich mich ausdrücklich für die Ge-
nehmigung dieses Vorhabens aussprechen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.
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Privat 12
(Stellungnahme vom 26.01.2022)

Der geplanten Bebauung des Wohngebietes
„Mühlenblick" mit mehrgeschossigen Häu-
sern widerspreche ich hiermit ausdrücklich.
lch schließe mich da im Ubrigen in allen
Punkten den Äußerungender Schreiben der
Bewohner der Straße „Am Bommühlenweg"
an der Grenze zum geplanten Wohngebiet
"Mühlenblick" vom 28.12.2021 und
06.01.2022an.

Ergänzend möchte ich den Punkt der Bau-
höhe mit bis zu 3-stöckigen Gebäuden bzw.
einer Firsthöhevon 15 Metern aufgreifen. So
wie in den Schreiben der Bewohner der
Straße„Am Bornmühlenweg" an der Grenze
zum geplanten Wohngebiet "Mühlenblick"

vom 28.12.2021 und vom 06.01.2022 sehr
richtig erläutert, soll die geplante Bebauung
des Wohngebietes „Mühlenblick" zu einem
großen Teil auf einem Hügel ertoigen. Das
hat zur Folge, dass die ohnehin sehr hohe
geplante Bauhöhe von 15 Metern letztlich
wie eine Wand von 20 Metern wirkt (bis zu 5
Meter Geländeversatz zu den Gebäuden
„Am Bornmühlenweg"), noch dazu, da die
Bebauung im WA 1 laut Begründung zum
Bebauungsplan Nr. 65 „in verdichteter Bau-
weise" angestrebt wird. Was das für das
Wohngefühl der Bewohner der Straße „Am
Bornmühlenweg" bedeutet, muss hier sicher
nicht extra erläutertwerden.

Laut Begründungzum Bebauungsplan Nr. 65
wird „die niedrigere Firsthöhe im WA 3 ge-
genüberdem WA 2 ... damit begründet, dass
ein lockerer und verträglicher Ubergang zur
freien Landschaft und zur Maßnahmenfläche
im Westen sichergestellt werden soll." Auf
einen lockeren und verträglichen Ubergang
in Richtung der Einfamilienhäuser am Born-
mühlenweg scheint hier eher nicht so viel
Wert gelegt worden zu sein. Außerdem soll
laut Begründung zum Bebauungsplan Nr. 65
die Anzahl der Wohnungen im WA 3 be-
grenzt werden, „um einen harmonischen
Ubergang zur freien Landschaft zu gewähr-
leisten und einen für den Siedlungsrand
untypischen Charakter eines Geschosswoh-
nungsbaus mit einer Vielzahl von
Wohnungen zu verhindern". Das WA 1 hin-
gegen auf der anderen Seite des

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Zwischen dem Plangebiet und den
rückwärtigen Gartenflächen der Bebauung
ÄmBommühlenweg' liegen ca. 100 m. Be-
zogen auf das Normal-Höhen-Null werden
die zukünftige Bebauung und die Am Born-
mühlenwegvorhandene letzte Baureihe etwa
gleich hoch gelegen sein. Dennoch wird auf
den Baugrundstücken Nr. 85 - 89 die maxi-
mal zulässige Firsthöhe auf 13,50 m
reduziert und die Anzahl der zulässigenVoll-
geschosse in diesem Bereich auf zwei
reduziert. Hierfür wird ein WA 4 ausgewie-
sen. Zudem wird fürjedesBaugrundstückein
grundstücksbezogener Höhenbezugspunkt
festgesetzt, um die bewegten topographi-
schen Verhältnissezu berücksichtigen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Zwischen dem Plangebiet und den
rückwärtigen Gartenflächen der Bebauung
'Am Bornmühlenweg' liegen ca. 100 m. Die
Ackerfläche ist nicht Gegenstand dieser Pla-
nung und eignet sich im Rahmen einer
späteren Planung, einen gestaffelten Uber-
gang zu bewirken. Dennoch wird der
Anregung entsprochen und die Firsthöhe für
die Baugrundstücke Nr. 85 -89 um 1,5 m re-
duziert.

Es sei der htinweis erlaubt, dass an das
Wohngebiet 'Am Bornmühlenweg' im Norden
und Westen ebenfalls bereits Geschosswoh-
nungsbau anschließt. Zudem sind Reihen-
und Doppelhäuser anzutreffen. Es handelt
sich bei der bestehenden Bebauung bereits
um eine sehr heterogene Siedlungsstruktur
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Wohngebietes in Richtung der Altbebauung
am Bornmühlenweg soll vorwiegend mit Rei-
hen- und Mehrfamilienhäuser in verdichteter
Bauweise mit Firsthöhen von 15 Metern be-
baut werden. Wo ist hier der harmonische
Ubergang zu einem Wohngebiet zu sehen,
welches schon seit über 40 Jahren besteht
und nahezu vollständig mit 1-1,5 geschos-
sigen Einfamilienhäusernbebaut ist.

Die Bebauung der Mitte des Wohngebietes
„Mühlenblick" (dort WA 2 genannt) mit Ge-
bäuden mit einer Höhe von noch 10,50 m
darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass
diese Flächenoch einmal 3 Meter höherliegt
als die Randbebauung (dort WA 1 genannt).

Zur besseren Verdeutlichung habe ich Fotos
des Ist-Zustandes (unbebaut) beigelegt und
fiktive Muster-Gebäude hineingefügt, die
nicht zwangsläufig der späteren Bebauung
entsprechen müssen.

Es soll allein deutlich machen, wie unpas-
send solch eine geplante verdichtete
Bebauung wirkt und wie großdort Gebäude
mit einer Firsthöhevon 15 Metern sind. Beim
Höhenverhältniswurde sich an der noch ste-
henden Tanne oder Fichte in einem der
letzten Gärten orientiert (geschätzteHöhe 10
Meter).

Das Thema der Zuwegung wurde bereits
sehr richtig im Schreiben der Bewohner der
Straße„Am Bornmühlenweg" an der Grenze
zum geplanten Wohngebiet "Mühlenblick"

vom 06.01.2022 aufgegriffen und beklagt.
Hier möchte ich meine Verwunderung zum
Ausdruck bringen, dass eben nur eine Zu-
wegung über den „Am Bornmühlenweg" an
unseren Haus Nr. 77 vorbeiführen soll und
nicht über das Wohngebiet Am Stubben-
bruch, in dem meines Wissens die beiden
Planer des Bauvorhabens „Mühlenblick"

(Teterower Bau-
en|Wohnen|Leben GmbH) wohnen. Es kann
sich ja hier eigentlich nur um einen Pla-
nungsfehler handeln. Wie in dem Schreiben
der Bewohner der Straße „Am Bornmühlen-
weg" an der Grenze zum geplanten
Wohngebiet "Mühlenblick" vom 06.01.2022
sehr richtig und detailreich ausgeführt,würde
durch die alleinige Zuwegung zum Wohnge-
biet Mühlenblick über „Am Bornmühlenweg"

mit unterschiedlichsten Wohnformen und
nicht um eine homogene Siedlung, die aus-
schließlichaus Einfamilienhäusernbesteht.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Es wird zur Berücksichtigung der
topographischen Verhältnissefürjedes Bau-
grundstück ein grundstücksbezogener
Höhenbezugspunktfestgesetzt.

Die beigefügten Anlagen werden zur Kennt-
nis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Eine Erschließung für den Pkw-
Verkehr ist in der Tat ausschließlichüberdie
Straße 'Am Bornmühlenweg' als äußereEr-
schließungsstraße vorgesehen. Diese
berührt bereits jetzt lediglich die an ihr gele-
genen Grundstücke, nicht aber die übrigen
Grundstücke des am Bornmühlenweg gele-
genen Wohngebietes. Es werden zwar
Mehrverkehre auf der Straße 'Am Bornmüh-
lenweg' stattfinden, die aber sicher nicht die
Orientierungswerte von 55 dB(A) am Tag
und 45 dB(A) in der Nacht erreichen werden.
Die Herstellung einer äußerenErschließung
des Plangebietes überdie Straße'Am Stub-
benbruch' wäre nicht nur länger, sondern
würde in ihrer Summe in erheblichem Maße
Mehrverkehre verursachen, weil die Ver-
kehrsteilnehmer dann nur vom äußersten
südöstlichen Siedlungsrand der Stadt
Teterow überdie L 11 das Plangebiet errei-
chen könnten und nicht, wie planerisch
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das Verkehrsaufkommen nicht akzeptabel
erheblich zunehmen. Bislang wurde jedoch
nur die Wegführung nach endgültigem Fer-
tigzustand des Wohngebietes bedacht. Hier
käme es zu einem erheblichen Verkehrsauf-
kommen über nur einen kleinen Weg vorbei
am Wohnhaus Am Bornmühlenweg 77. Dies
ist allein schon nicht nachvollziehbar und in-
akzeptabel. Hier bislang noch nicht erwähnt
und aufgegriffen ist der Umstand der langen
Bauphase. Für92 Baugrundstückewird eine
großeMenge an Baustoffen benötigt, welche
mit tonnenschweren Fahrzeugen transpor-
tiert werden; hinzu kommen die Transporter
der Baufirmen und die eigentlichen Baufahr-
zeuge, wie Radlader, Bagger, Kräne etc.
Auch hierfürmuss gelten, dass der Transport
über die Zuwegung Am Stubbenbruch /
Bauexpert Schnepf-Baumarkt geleitet wer-
den muss.

Die Feldsteinmauer, welche unser Grund-
stück am Bornmühlenweg 77 begrenzt, ist
nicht fürderartige Verkehrsfrequentierungen
und Erschütterungen vor 40 Jahren gebaut
worden. Aus der Erfahrung der Straßensa-
nierung am Bornmühlenweg vor ein paar
Jahren resultieren diese Bedenken. Seiner-
zeit wurden die Baufahrzeuge und Material
hinter dem Grundstück Am Bornmühlenweg
77 abgestellt. Als Transportweg diente der
Weg an der Feldsteinmauer entlang.

Dabei wurde die Mauer stark in Mitleiden-
schaft gezogen. Daher wollen wir uns
diesmal vorher absichern und fordern daher
die Stadt Teterow als Baugebietsgenehmiger
auf, füretwaige Schäden an der Feldstein-
mauer, welche durch die Zuwegung zum
Bau- und Wohngebiet Mühlenblick am
Grundstück „Am Bornmühlenweg 77" entste-
hen, aufzukommen und diese zu beheben.
Wer soll sonst dafür herangezogen werden
können, wenn durch das dann hohe Auf-
kommen an verschiedenen Fahrzeugen,
insbesondere Baufahrzeugen, Schäden an
der Mauer entstehen, welche nicht auf ein
einzelnes Fahrzeug allein zurückzuführen
sind. Eine entsprechende Zusicherung der
Stadt vor Baubeginn wird von meiner Seite
erwartet.

Eine entsprechende Fotodokumentation vor-
her/nachherwerde ich erstellen.

vorgesehen, vergleichsweise zentral überdie
B 104. An der äußerenErschließungfürdie
zukünftigen Bewohner wird keine Anderung
vorgenommen, jedoch wird der Baustellen-
verkehr für die Erschließungsarbeiten von
Süden her, und nicht von Norden her über
die Straße "Am Bornmühlenweg", in das
Plangebiet geführt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Der Baustellenverkehr erfolgt aus
Richtung Süden. Sollte die Feldsteinmauer,
dem Befahren mit Fahrzeugen auf der Ver-
kehrsfläche, wie es bereits heute möglich ist,
nicht Stand halten, ist diese entsprechend zu
ertüchtigen und im Rahmen der Verkehrssi-
cherungspflicht sicherzustellen, dass kein
Gefährdungspotenzial für die Verkehrsteil-
nehmer durch herunterfallende Steine
besteht.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Die Zuständigkeit obliegt dem
Eigentümerder Feldsteinmauer.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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Das Foto wird zur Kenntnis genommen.

Die Visualisierung wird zur Kenntnis ge-
nommen.
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Privat 13
(Stellungnahme vom 27.01.2022)

Wie aus den beiden Artikeln im Nordkurier
hervorgeht, gibt es Seitens einer kleinen An-
zahl (11) von vermeintlichen Anliegern des
geplanten Wohngebietes „Mühlenblick" den
Versuch, Mitglieder der Stadtvertretung unter
Druck zu setzen.

lch nehme an, ihnen liegt das hierzu in Um-
lauf gebrachte Flugblatt vor. (Kopie anbei)

In der durchaus berechtigten Debatte über
das zukünftige Wohnen in Teterow, hier ei-
nes der neu zu schaffenden Wohngebiete
betreffend, ist es nun an der Zeit, wieder auf
die Sachebene zurück zu kehren. Dass die
besagten Grundstückeigentümer Verände-
rungen in ihrem gewohnten Umfeld
hinzunehmen haben und damit Sorgen und
Ängsteausgelöstwurden, ist verständlich.

Wenn aus diesen Sorgen aber der Inhalt des
angesprochenen Flugblattes erwächst, ha-
ben sich die Verfasser derart disqualifiziert,
dass kaum der Wille zu einer weiteren sach-
bezogenen Debatte vermutet werden kann.

Dass die namentlich bekannten Verfasser, in
dieser Form Angste schüren und Unwahrhei-
ten verbreiten, ist fürTeterow einmalig.

Den Tiefpunkt bildet hier aber die Instrumen-
talisierung von Kindern. Das ist nicht nur
völlig indiskutabel, sondern beschämend.

Jeder der aufgeführten Punkte entspricht
weder den bekannten Realitäten, noch an-
zunehmenden Entwicklungen.

Bei einer Entfernung der betroffenen Häuser
und dem neuen Wohngebiet von mehr als
120 Metern, ist es überhauptfraglich, ob hier
noch von Betroffenen oder Anliegern zu
sprechen ist und ob diese überhaupt eine
Berechtigung besitzen, derartigen Einwän-
den zu erheben.

Vor 20 Jahren haben genau die nun Agie-
renden und um Ihren freien Himmel bangen-
den Hausbesitzer, selbst ohne Rücksicht, ih-
re vormals eingeschossigen Bungalows zu 2
geschossigen Wohnhäusererweitert.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.
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Die dahinterliegenden Häuser konnten sich
dieser Erweiterung auch nicht entziehen und
öffentlich Debatten gab es damals auch
nicht.

Wir können nicht von Wohnungsnot in
Teterow sprechen, eher von einer sich ver-
stärkenden Wohnungs- bzw.
Grundstücksnachfrage.

Bei den täglich über700 Einpendlern, die in
den prosperierenden Industrieunternehmen
unser Stadt Beschäftigung finden, sind auch
die Vielzahl der Bauwilligen zu finden. Hinzu
kommen die jungen Teterower Familien, die
auch ein Recht auf ihr eigenes Haus haben
oder sich in moderne Wohnungen einmieten
wollen. Das Bauerwartungsland irgendwann
seine Erwartungen auch erfüllt, sollte wohl
jedem klarsein.

Teterow kann es sich auch überhaupt nicht
leisten, nicht mindestens ein zukunftsorien-
tiertes Wohngebiet zu erschließen. Heute
und auch zukünftig entscheidet die Einwoh-
nerzahl über Schlüsselzuweisungen und
natürlichüberKaufkraft.

Es ist wirklich gut zu wissen, dass der noch
amtierende Vorsitzende des Teterower Bau-
ausschuss Dr. Jürgen Paries vor wenigen
Monaten im Zusammenhang mit einer
Blechhalle in einem anderen Wohngebiet
ganz klar argumentierte, ich zitiere aus dem
NK: „Freie Sicht kann niemand auf 100 Jahre
garantieren".

Wenn alle Rechtsnormen eingehalten wur-
den, und davon kann bei so erfahrenen
Unternehmern ausgegangen werden, und
dieser klaren Positionierung des Bauaus-
schusses kann den zukünftigen Eigentümern
und Mietern, deren Stimme überhaupt noch
nicht vernommen wurde, nur alles Gute und
viel Glückgewünschtwerden.

Die Stadt Teterow erhält mit dem „Mühlen-
blick" ein ästhetisch ansprechendes
Wohngebiet, bei dessen Entwicklung und
Umsetzung, gerade in Bezug auf ein klima-
und ressourcenschonendes und nachhalti-
ges Bauen, äußerstviel Wert gelegt wird.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Es ist nachvollziehbar, dass der
Verlust einer weitgehend ungestörten Sicht
in die Ferne bedauert wird. Diese Annehm-
lichkeit ist aber grundsätzlich eine bloße
Chance, die das Interesse an der Erhaltung
dieses Zustandes noch nicht zu einem ab-
wägungserheblichen Belang macht (vgl.
BVerwG vom 22.08.2000 Az. 4 BN 38/00).

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.
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Privat 14
(Stellungnahme vom 27.01.2022)

Wir möchten mit dieser Stellungnahme unse-
ren Wunsch zu einem positiven Entscheid
der Stadt Teterow über den B-Plan Nr. 65
Wohngebiet „Mühlenblick" zum Ausdruck
bringen.

Vor 2 Jahren haben wir uns füreinen Umzug
nach Teterow entschieden, da die Stadt und
ihre Umgebung in vielerlei Hinsicht hervorra-
gende Möglichkeiten für junge Menschen
und Familien bietet.

Schon 2020 war für uns klar, dass unsere
neue Wohnsituation mit zwei Kindern nur ei-
ne Übergangslösungsein wird. Wir - wie
sicher auch viele andere Familien - möchten
uns den Traum eines eigenen und modernen
hlauses erfüllen und loten daher bereits seit
mehreren Monaten die Möglichkeitenaus.

Das geplante Wohngebiet „Mühlenblick"böte
insbesondere für Familien viele Vorteile.
Zahlreiche Grundstücke in unterschiedlicher
Größe, in schöner und ruhiger Lage, die
auch finanzierbar sind. hlinzu kommen kurze
und sichere Wege zu Kitas und Schulen.
Neben Einfamilienhäusern sind auch Mehr-
familienhäuser mit Wohnungen in
unterschiedlicher Größerealisierbar.

Moderne hläuserund Wohnungen in attrakti-
ver Lage sind sicher auch für z. B. junge
Arztinnen und Arzte oder für aktuelle und
künftige Fachkräfte ortsansässiger Unter-
nehmen, darunter Miltenyi Biotec,
interessant.

Die Erschließungdes Wohngebiets „Mühlen-
blick wäredaher aus unserer Sicht eine Win-
Win-Situation für aktuelle und künftige Bür-
ger, fürwachsende Unternehmen und fürdie
Stadt Teterow selbst.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genom-
men.

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genom-
men.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.
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Privat15
(Stellungnahme vom 27.01.2022)

Als Bürger dieser Stadt möchte ich zur
Causa Mühlenblick Stellung beziehen, nicht
zuletzt, weil man den Eindruck gewinnen
könnte, dass die Teterower gegen das neue
Baugebiet am Bornmühlenweg sind, wenn
man die hiesige Zeitung liest.

Sollte sich die Stadt nicht glücklich schätzen,
dass sich mit Herrn . zwei Teterower fürso
ein Vorhaben einsetzen? lch unterstelle den
l-1errn einfach mal, dass sie nicht nur fürsich
das Beste suchen, sondern auch der Stadt
Bestes. Mit dem Wohngebiet am Stubben-
bruch haben Sie doch gezeigt, wie so etwas
gehen kann. Es ist ein Viertel entstanden,
dass sich sehen lassen kann. Das Ganze
soll nun eine Nummer größerauf der Wiese
hinter dem Bornmühlenweg entstehen. So
ein in alle Richtungen durchdachtes Projekt
braucht Unterstützung von allen Seiten, da-
mit unsere Stadt auch noch in hundert
Jahren lebenswert bleibt und sich entwickeln
kann. Aus diesem Grund bitte ich Sie, sich
für die Bebauung am Mühlenblick auszu-
sprechen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.
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Privat 16
(Stellungnahme vom 25.01.2022)

Als angrenzender Anwohner ist die geplante
Bebauung mit einem WA 1 (Firsthöhe 15 m)
grenzend an die Flur 51, Flurstücke 93/89
überdimensioniert.

Die Firsthöhe Bornmühle 1 ist gleich der Hö-
he Fundamentplatte geplantesWA 1, bei nur
wenigen Metern Abstand zueinander. Ein
Höhenunterschied von über 10 Metern und
dann noch 15 Meter für das Mehrfamilien-
haus erachte ich als zu hoch.

Bei dem Höhenunterschied würde die Rau-
chentwicklung aus meinen Schornsteinen,
die Bewohner eines Mehrfamilien-hauses er-
heblich stören.

Mit morgendlichem Sonnenaufgang wird der
Baukörper WA 1 meine darunterliegende
Grundstücksflächein den Schatten stellen.

Alle Bewohner des Mehrfamilienhauses kön-
nen direkt auf meine erheblich tiefer liegende
Terrasse schauen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, aber nicht geteilt. Das Plangebiet
soll unterschiedlichsten Wohnansprüchen
und -anforderungen gerecht werden. So sol-
len neben klassischen Einfamilienhäusern
auch kleinere Mehrfamilienhäuserentstehen,
um dem dringenden Bedarf an kleineren
Wohnungen gerecht zu werden. Der Bedarf
wird durch den demographischen Wandel
und die damit verbundene Verkleinerung der
Haushalte kontinuierlich zunehmen. Durch
eine weitere Reduzierung der Firsthöhen
könnten in den Gebäuden nur deutlich weni-
ger Wohnungen entstehen, die den Bedarf
nicht ausreichend befriedigen würden. Zu-
dem bestünde die Gefahr, dass aufgrund
einer schlechteren Grundstücksausnutzung
im WA 1 das planerische Ziel nach kleineren
Wohnungen in Mehrfamilienhäusern nicht er-
reichtwird.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Die gesetzlich geforderten
Grenzabstände sind einzuhalten. Die Tiefe
der erforderlichen Abstandsflächen beträgt
gemäß§6 Abs. 5 LBauO M-V 0,4 H (H =
Höhe der baulichen Anlagen) und mindes-
tens 3 m.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, darin wird aber keine Verletzung
des nachbarlichen Rücksichtnahmegebotes
gesehen. Die Einsicht auf die Terrasse stellt
keine Rücksichtslosigkeit im Sinne des Bau-
rechtes dar. Es gibt keinen Rechtsanspruch
auf eine unverbaute Aussicht oder einer ein-
geschränkten baulichen Nutzung eines
anderen Grundstücks. Andernfalls würde
dies erhebliche Eingriffe in die Eigentums-
rechte des Einzelnen hen/orrufen.
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Durch eine weitere Versiegelung der Boden-
fläche rechne ich mit weiterem
Oberflächenwasser, welches durch mein an-
grenzendes Grundstück nicht abgeleitet
werden kann.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Die Ingenieurgruppe Teterow GbR
(IGT) ist mit der Entwässerungsplanung be-
auftragt. Der überwiegende Teil des auf den
Baugrundstücken anfallenden Oberflächen-
wassers von Dachflächen und sonstigen
befestigten Flächen sowie von den neu zu
errichtenden Straßenflächen soll in einem
Regenrückhaltebecken im Westen des Plan-
gebietes zurückgehalten werden, um auch
bei Starkregenereignissen große Wasser-
mengen bewirtschaften zu können. Der im
Norden vorhandene Graben wird bis zum
Regenrückhaltebecken verlängert. Aus dem
Regenrückhaltebecken wird das Regenwas-
ser über einen Regenwasserkanal, der
entlang der westlichen Plangebietsgrenze
verlaufen soll, gedrosselt in einen vorhande-
nen Graben, der in die 'Kleine Peene' führt,
geleitet. Uber die 'Kleine Peene' gelangt das
Wasser weiter in den Mühlenteich. Ein ca.
2,7 ha großes Einzugsgebiet im Osten soll
an einen bereits vorhandenen Kanal ange-
bunden werden, dessen Wasser nicht durch
den Mühlenteichgeführtwird.

Dass die Ver- und Entsorgung des Plange-
bietes sichergestellt ist, ist im Rahmen der
Erschließungs- und Entwässerungsplanung
zu konkretisieren und im Rahmen der jewei-
ligen Baugenehmigungsanträge nachzu-
weisen.
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Privat17
(Stellungnahme vom 28.01.2022)

Gegen den derzeit ausliegenden Entwurf des
Bebauungsplanes erheben wir namens und
Kraft Vollmacht unserer Mandanten folgende
Einwendungen:

I. Kein Erfordernis der Bauleitplanung im
beabsichtigten Umfang
Im Rahmen ihrer Planungshoheit hat die
Stadt Teterow, was von unseren Mandanten
auch nicht in Abrede gestellt wird, grundsätz-
liche Planungsbefugnis. In diesem Rahmen
ist allerdings bereits im Zuge der Vorüberle-
gungen über die Aufstellung eines
Bebauungsplanes gemäß§1 Abs. 3 BauGB
zu prüfen, in welchem Umfang die Aufstel-
lung des konkreten Bebauungsplanes fürdie
städtebauliche Entwicklung und Ordnung er-
forderlich ist. Dabei hat die Gemeinde
zunächst überschlägigzu prüfen, ob Bedarf
fürdie beabsichtigte Planung besteht und die
Planung in angemessener Zeit unter Berück-
sichtigung des Bedarfs verwirklicht werden
kann. Daran mangelt es vorliegend, da ein
Bebauungsbedarf in dem sich aus dem Ent-
wurf des Bebauungsplanes ergebenden
Umfang nicht ersichtlich ist, was sich aus
Folgendem ergibt:

Die beabsichtigte Fläche der Baugebiete be-
trägtca. 75.000 m2.

Etwa die Hälfte der Baugebietsflächen, mit-
hin etwa 37.500 m2 befinden sich im WA 1,
für das eine GRZ von 0,4 vorgesehen ist,
woraus sich allein im WA 1 eine bebaubare
Fläche von ca. 15.000 m2 ergibt. Bei einer
Zulässigkeit von drei Vollgeschossen ergibt
sich daraus eine mögliche Wohnfläche von
45.000 m2 in Vollgeschossen.
Aus der zulässigenFirsthöhevon 15 m ergibt
sich bei entsprechender Gestaltung der im
WA 1 nicht vorgegebenen Dachformen die
Möglichkeit, insgesamt fünf Geschosse zu
errichten. Unter Berücksichtigung der sich
aus §2 Abs. 6 LBauO M-V ergebenden Ge-
schossdefinition ergibt sich für die
Herstellung möglicher Wohnflächen in den
4. Obergeschossen von 10.000 m2
(15.000 m2 x 2/3) und fürdie 5. Geschosse
eine mögliche Wohnfläche von 6.667 m2
(10.000 m2 x 2/3). Insgesamt ist mithin im

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Es besteht eine hohe Nachfrage
nach Wohngrundstücken für Einzel- und
Doppelhäuser. Zudem ist das Angebot an
kleineren Wohnungen in der Stadt gering.
Die Nachfrage nach kleineren Wohnungen,
die durch die zunehmende Verkleinerung der
Haushalte auch in Folge des demographi-
schen Wandelns weiter zunehmen wird, soll
ebenfalls mit dem Baugebiet begegnet wer-
den. Zahlreiche Anfragen sind bereits bei
dem Grundstückseigentümerund der Stadt
eingegangen. So wurden bereits vor der
Vermarktung eine Interessensliste mit über
60 Anfragen für Einzel- und Doppelhäuser
sowie 90 Anfragen fürWohnungen schriftlich
verfasst. Es ist zu erwarten, dass die Anfra-
gen, sobald das Baugebiet in die
Vermarktung geht, weiter stark zunehmen
werden.

Der Sachverhalt ist zutreffend.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, erscheint bei der Berechnung aber
deutlich überspitzt. Eine derartige Anzahl an
Wohneinheiten ist nicht beabsichtigt und wird
auch von der vorhandenen Nachfrage nicht
getragen. Es soll ein attraktives Wohnange-
bot für verschiedenste Wohnansprüche
geschaffen werden. Bei der geplanten über-
spitzen Annahme ist zu erwarten, dass kein
attraktives, vermarktbares Angebot entste-
hen würde. Der Hinweis sei erlaubt, dass
"Grundfläche" nicht gleichzusetzen ist mit
"Wohnfläche".

Die Planung hat sich im Ubrigen dahinge-
hend geändert, dass fürdie Baugrundstücke
Nr. 85 - 89 ein WA 4 ausgewiesen wird. Für
diese Baugrundstücke wird die maximal zu-
lässige Firsthöhe auf 13,50 m reduziert und
die Anzahl der zulässigen Vollgeschosse in
diesem Bereich auf zwei begrenzt. Zudem
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WA 1 die Herstellung von bis zu 55.667 m2
Wohnfläche möglich. Nach Abzug von ca.
10 % fürFunktionsflächen verbleiben bis zu
ca. 50.100 m2 Wohnfläche. In der Annahme,
dass innerhalb dieser ca. 50.100 m2 Wohn-
fläche Wohnungen mit einer Größevon
durchschnittlich 60 m2 errichtet werden,
könnten allein im WA 1.835 Wohnungen ent-
stehen. Bei einer durchschnittlichen
Belegung jeder Wohnung mit drei Personen
könnten mithin allein im WA 1 bis zu 2.500
Personen wohnen.

Auf die Flächen des WA 2 entfallen ca. 3/8
der Bauflächen und also eine Flächevon ca.
28.125m2.
Unter Berücksichtigung der vorgesehenen
GRZ von 0,4 ergäbe sich daraus eine be-
baubare Fläche von 8.437,50 m2. Bei
Zulässigkeit von zwei Vollgeschossen ergibt
sich daraus eine Wohnfläche von bis zu
16.875 m2 in Vollgeschossen. Bei einer
Dachneigung von mindestens 18 % und ei-
ner zulässigen Firsthöhe von bis zu 10,5 m
kann überden zwei Vollgeschossen ein wei-
teres Geschoss entstehen, bei dem es sich
nicht um ein Vollgeschoss handelt. Unter Be-
rücksichtigung der sich aus § 2 Abs. 6
LBauO M-V ergebenden Flächendefinition
ergäbe sich hieraus eine weitere Fläche von
5.625 m2 (8.437,50 m2 x 2/3), mithin wäre
das WA 2 mithin mit bis zu 22.500 m2 Wohn-
flächen bebaubar. Nach Abzug von 10 % für
Funktionsflächen und einer durchschnittli-
chen Wohnungsgrößevon 80 m2 bestünde
die Möglichkeit, im WA 2 bis zu 253 Woh-
nungen zu errichten. Bei einer
durchschnittlichen Belegung mit vier Perso-
nen wäre mithin weiterer Wohnraum für bis
zu 1.000 Personen möglich.

Die Fläche des WA 3 beläuft sich auf etwa
1/8 der Fläche aller Baugebiete und also ei-
ne Flächevon ca. 9.375 m2.
Bei einer GRZ von 0,3 ergibt sich daraus ei-
ne bebaubare Fläche von 2.812,50 m2. Bei
zugelassener Eingeschossigkeit, einer Min-
destdachneigung von 18 % und einer
zulässigen Firsthöhe von 9 m ergeben sich
unter Berücksichtigung der sich aus § 2
Abs. 6 LBauO M-V ergebenden Berechnung
mögliche Wohnflächen von bis zu
4.687,50 m2 (9.375 m2 x 0,3 + 2.812,50 m2 x
2/3).

werden zur Berücksichtigung der topographi-
schen Verhältnisse grundstücksbezogene
Höhenbezugspunktefestgesetzt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, erscheint bei der Berechnung aber
deutlich überspitzt. Eine derartige Anzahl an
Wohneinheiten ist nicht beabsichtigt und wird
auch von der vorhandenen Nachfrage nicht
getragen. Es soll ein attraktives Wohnange-
bot für verschiedenste Wohnansprüche
geschaffen werden. Bei der geplanten über-
spitzen Annahme ist zu erwarten, dass kein
attraktives, vermarktbares Angebot entste-
hen würde. Der Hinweis sei erlaubt, dass
"Grundfläche" nicht gleichzusetzen ist mit
"Wohnfläche".

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, erscheint bei der Berechnung aber
deutlich überspitzt. Eine derartige Anzahl an
Wohneinheiten ist nicht beabsichtigt und wird
auch von der vorhandenen Nachfrage nicht
getragen. Es soll ein attraktives Wohnange-
bot für verschiedenste Wohnansprüche
geschaffen werden. Bei der geplanten über-
spitzen Annahme ist zu erwarten, dass kein
attraktives, vermarktbares Angebot entste-
hen würde. Der hlinweis sei erlaubt, dass
"Grundfläche" nicht gleichzusetzen ist mit
"Wohnfläche".
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Bei einer durchschnittlichen Größeder Häu-
ser von 120 m2 könnten im WA 3
40 Wohneinheiten errichtet werden, woraus
sich bei einer durchschnittlichen Belegung
mit vier Personen 160 Bewohner ergeben.

Grob überschlägig ermöglicht der Bebau-
ungsplan mithin zusätzlichen Wohnraum für
bis zu 3.660 Personen. Es bestehen erhebli-
che Zweifel, dass hinreichender Bedarf für
die Schaffung von Wohnraum für bis zu
3.660 Personen in Teterow besteht. Die vor-
gesehene Planung ist daher grob
überdimensioniert und nicht erforderlich im
Sinne von §1 Abs. 3 BauGB.

II.
Ausweislich des Abwägungsprotokolls über
die Stellungnahmen und Anregungen im
Rahmen derfrühzeitigenBeteiligung liegt der
Stadt eine Stellungnahme des Amtes für
Raumordnung und Landesplanung Region
Rostock vom 08.09.2021 vor, die der Öffent-
lichkeit im Rahmen der Auslegung leider
nicht zugänglichgemacht wird.
Der im Abwägungsprotokoll enthaltenen Zu-
sammenfassung der Stellungnahmen und
Anregungen ist gleichwohl auszugsweise der
Inhalt der Stellungnahme des Amtes für
Raumordnung und Landesplanung Region
Rostock vom 08.09.2021 zu entnehmen.

Offen bleibt allerdings der Inhalt des dem
Amt für Raumordnung und Landesplanung
Region Rostock vorgelegten Vorentwurfs mit
Stand vom 24.06.2021. Im Rahmen derAus-
legung wurde lediglich ein Vorentwurf mit
Stand vom 21.05.2021 veröffentlicht.

Ungeachtet dessen befasst sich das Amt für
Raumordnung und Landesplanung Region
Rostock in seiner Stellungnahme vom
08.09.2021 ganz offensichtlich nur grob
überschlägigmit der Frage, ob die Auswei-
sung weiterer Wohnbauflächen, gegen die
sich unsere Mandanten nicht grundsätzlich
wenden, mit den Zielen der Raumordnung
und insbesondere auch mit Blick auf die
zentralörtliche Einstufung von Teterow be-
fürwortet wird. Ob der Umfang der
beabsichtigten Wohnbebauung allerdings

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, erscheint bei der Berechnung aber
deutlich überspitzt. Eine derartige Anzahl an
Wohneinheiten ist nicht beabsichtigt und wird
auch von der vorhandenen Nachfrage nicht
getragen. Es soll ein attraktives Wohnange-
bot für verschiedenste Wohnansprüche
geschaffen werden. Bei der geplanten über-
spitzen Annahme ist zu erwarten, dass kein
attraktives, vermarktbares Angebot entste-
hen würde. Die realistische Prognose geht
von 220 bis maximal 629 Bewohnern des
zukünftigenBaugebietes aus.

Die Stellungnahme kann bei der Stadtverwal-
tung im Rahmen der öffentlichen Auslegung
eingesehen werden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Die Stellungnahme des Amtes für
Raumordnung und Landesplanung wurde
ebenfalls im Rahmen der städtischen Abwä-
gung berücksichtigt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Neben den bereits eingegangen
zahlreichen Anfragen bestätigt auch die um-
kehrende Bevölkerungsentwicklung diesen
Trend. Während in den letzten Jahren ein
Bevölkerungsschwund verzeichnet wurde,
schwächtsich diese Tendenz zusehends ab.
Während lediglich 8.282 Einwohner mit
Hauptwohnsitz fürdas Jahr 2021 prognosti-
ziert wurden, wurden hingegen 8.498
Einwohner mit Hauptwohnsitz gemeldet. Es
ist zu erwarten, dass durch ein attraktives
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nachfragegerecht ist, ergibt sich aus der
Stellungnahme nicht und wird von unseren
Mandanten ausdrücklich in Frage gestellt.

Das Amt für Raumordnung und Landespla-
nung Region Rostock weist zwar mit Blick
auf die zentralörtliche Einstufung von
Teterow auf den sich aus Ziff. 4.1 des regio-
nalen Raumentwicklungsprogramms
Mittleres Mecklenburg/Rostock ergebenden
Grundsatz hin, wonach die über den Eigen-
bedarf hinausgehende Ausweisung von
Siedlungsflächen möglich sei. Auf dieser
Grundlage bestehen gegen die Neuauswei-
sung von Wohnbauflächen grundsätzlich
keine Bedenken. Gleichzeitig weist das Amt
fürRaumordnung und Landesplanung Regi-
on Rostock allerdings auf die sich aus dem
Landesraumentwicklungsprogramm Meck-
lenburg-Vorpommern ergebenden
Grundsätze der Raumordnung hin, wonach
Bauflächen zu reduzieren sind, die Innen-
entwicklung gegenüber der
AußenentwicklungVorrang hat und eine Zer-
siedlung zu vermeiden ist. Gleichfalls wird
auf die nationale Nachhaltigkeitsstrategie der
Bundesregierung hingewiesen, wonach die
Neuausweisung von Siedlungs- und
Verkehrsflächenreduziert werden soll.

Aus diesen Hinweisen ergibt sich die
Notwendigkeit, insbesondere im Bereich des
Geschosswohnungsbaus, vorrangig die
Innenentwicklung voranzutreiben, bevor im
Außenbereich Geschosswohnungsbau
erfolgt und damit eine Zersiedlung
vorangetrieben wird. Es ist nicht erkennbar,
dass sich die Stadt füreine Ausweisung von
Wohnbauflächen mit einer Entwicklung des
Innenbereichs der Stadt befasst hat.

Bezeichnend ist im Zusammenhang mit den
zu berücksichtigenden Zielen der
Raumordnung, dass die Stellungnahme des
Amtes fürKreisentwicklung des Landkreises
Rostock vom 03.08.2021 im
Abwägungsprotokoll keine Berücksichtigung
findet. Aus regionalplanerischer Sicht hatte
das Amt für Kreisentwicklung Folgendes
angemerkt:
„Es wird begrüßt, dass sich die Stadt
Teterow intensiv mit der Wohnentwicklung

Baugebiet der Bevölkerungsrückgangweiter
verlangsamt wird. Insgesamt standen im
Jahr 2021 488 Zuzügen 424 Wegzüge ent-
gegen. Auch ein fehlendes attraktives
Wohnangebot sorgt fürdie Wegzüge.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Die Planung entspricht den Zielen
der Raumordnung. Auch das Amt fürRaum-
ordnung und Landesplanung hat in seiner
Stellungnahme vom 14.01.2022 folgendes
mitgeteilt: "Nach Abwägung aller landes- und
regionalplanerischen Belange sind die Ent-
würfe des Bebauungsplans Nr. 65 für das
allgemeine Wohngebiet „Mühlenblick" bzw.
der damit im Zusammenhang stehenden
12. Anderung des Flächennutzungsplansder
Stadt Teterow mit den Erfordernissen der
Raumordnung vereinbar."

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Neben der Ausweisung des
Baugebietes verfolgt die Stadt vorrangig das
Ziel, die Innenentwicklung qualitativ zu för-
dern, Brachflächen zu reaktivieren,
Leerstand zu vermeiden und Nachverdich-
tungsmöglichkeiten zu schaffen. Das eine
Planungsziel schließtdas andere nicht aus.
Das Baugebiet schafft lediglich eine attrakti-
ve Ergänzungdes vorhandenen Angebots.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, ist so aber nicht zutreffend. Die
Stellungnahme wurde im Rahmen der städti-
schen Abwägung berücksichtigt.
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und dem Wohnbedarf beschäftigt. Die Stadt
hat als Mittelzentrum eine besondere
Funktion als Wohnstandort, für die
Daseinsvorsorge und insbesondere auch als
gut entwickelter Gewerbestandort für die
gesamte Region. Allerdings ist festzustellen,
dass Teterow in den letzten Jahren
sukzessiv Einwohner verloren hat (2001 -
2020; - 1.494, d. h. - 15 %). Die
Bevölkerungsprognose des Landkreises
Rostock sieht für Teterow weitere
Einwohnen/erluste bis 2035, insbesondere
bei Kindern und den arbeitsfähigen
Einwohnern, voraus. Daher ist es fürTeterow
wichtig, entsprechende Bedarfe zu
analysieren und Maßnahmen umzusetzen,
um der negativen Einwohnerentwicklung
entgegenzusteuern. Aus diesem Grund muss
sich die Stadt in der vorliegenden Planung
noch ergänzend mit der bisherigen
Entwicklung (Einwohner, Altersgruppen,
Wohnungsbestand, soziale Infrastruktur)
auseinandersetzen, um dann die konkreten
Bedarfe für den Wohnungsbau unter
Beachtung der verschiedenen Altersgruppen
abzuleiten. Ein Angebotsmix, wie bereits mit
EFH, MFH, Doppel- und Reihenhäusern
vorgesehen, ist durchaus wünschenswert. Es
sollten jedoch auch Entwicklungen im
Innenstadtbereich (Leerstand, Sanierungen,
Umnutzungen / Aktivierungen usw.)
mitbetrachtet werden.

Das Amt für Kreisentwicklung hat der Stadt
Teterow im April 2020 eine umfangreiche
Strukturanalyse fürdie Stadt und dem Nah-
bereich sowie im Mai 2021 eine aktuelle
Bevölkerungsprognose bis 2035 mit
Realabgleich zur Verfügung gestellt. Diese
Daten können für die vorliegende Planung
verwendet werden"

Es ist nicht erkennbar, dass sich die Stadt im
Rahmen der weiteren Aufstellung des
Bebauungsplanes mit diesen außerordentlich
relevanten Hinweisen befasst hat.

Der immer wieder suggerierte „dringend
benötigteBedarf an Wohngrundstücken"wird
ausweislich des Begründungsentwurfs
zunächst auf Uberlegungen der Stadt aus
dem Jahre 2018 zurückgeführt, die heute
nicht mehr als aktuell bezeichnet werden

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Die Begründung wird um weitere
Aussagen zur realen Bevölkerungsentwick-
lung und der bereits vorhandenen
tatsächlichen Nachfrage ergänzt.

Die Stellungnahme ist zutreffend, gegenüber
dem Jahr 2018 ist die Nachfrage nach
Wohnraum in der Stadt Teterow weiter ge-
stiegen.
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können.

Die ihr vom Amt für Kreisentwicklung zur
Verfügung gestellte umfangreiche
Strukturanalyse fürdie Stadt im Nahbereich
sowie die Bevölkerungsprognose bis 2035
wurden offensichtlichh im Rahmen der
Aufstellung des Bebauungsplanes nicht
berücksichtigt. Scheinbar hilflos wird der
offenkundige und unbestrittene
Bevölkerungsrückgang auf Seite 7 des
Begründungsentwurfs darauf zurückgeführt,
dass das Wohnangebot in Teterow nicht
attraktiv sei. Mit nichts ist allerdings belegt,
dass Einwohner aus Teterow wegziehen,
weil das aktuelle Wohnangebot unattraktiv
sei. Dem Wegzug soll nun entgegengewirkt
werden, indem dieser Bebauungsplan
aufgestellt wird.

Es handelt sich bei dem Bebauungsplan
zwar um einen Angebotsplan. Unter
Berücksichtigung der raumordnerischen
Grundsätze verbietet sich allerdings eine
Zersiedlung in den Außenbereich hinein und
weitere Versiegelung landwirtschaftlicher
Flächen ohne nachgewiesenen Bedarf allein
auf Grundlage der hloffnung, dass dadurch
ein Bevölkerungsrückgangaufgefangen wird.

Der offenkundige Bevölkerungsrückgang in
Teterow ist nicht, wie es die Planung
suggeriert, auf einen Mangel an
Wohnbauflächen zurückzuführen, sondern
vielmehr die Abwanderung von Betrieben,
deren Mitarbeiter und Familien Wohnbedarf
haben, so zuletzt die Schließung des
Glamox-Werkes mit 91 betroffenen
Mitarbeitern oder auch die zu erwartende
Verlagerung des Produktionsstandortes der
Firma Miltenyi Biotec von Teterow nach
Laage.

Widersprüchlich ist es darüber hinaus auch,
wenn sich aus den Ausführungen auf Seite 7
des Begründungsentwurfs ergibt, dass
gleichzeitig durch gezielte Maßnahmen und
Konzepte sichergestellt werden solle, dass
es nicht in den Innenstadtbereichen zum
Leerstand komme. Genau dies wird erreicht,
wenn insbesondere Geschosswohnungsbau
aus der Innenstadt heraus in den
Außenbereichverlagert wird.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Statistische Annahmen bilden die
tatsächliche Entwicklung vor Ort nicht ab. Es
handelt sich um rein hypothetische Annah-
men. Dies wird auch daran deutlich, dass die
reale Bevölkerungsentwicklung im Jahr 2021
insgesamt 200 Bewohner mehr zählt, als die
Prognose. Ein Wegzug wird auch durch ein
fehlendes attraktives Wohnangebot geför-
dert. Dem will die Stadt mit dem Baugebiet
und mit der Förderung der Innenentwicklung
entgegenwirken.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, aber nicht geteilt. Es handelt sich
großräumigbetrachtet um eine Arrondierung
der Siedlungsstruktur und nicht um eine Zer-
siedelung. Auch das Amt für Raumordnung
und Landesplanung hat eine Vereinbarkeit
mit den Zielen der Raumordnung bestätigt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Das fehlende Wohnangebot ist
einer von mehreren Gründen des Bevölke-
rungsrückganges. Die Stadt ist darüber
hinaus bemüht, die vorhandenen Betriebe zu
unterstützen und Neuansiedlungen zu för-
dern, um die Arbeitsmarktsituation zu
verbessern.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, aber nicht geteilt. Das eine schließt
das andere nicht aus. Neben der Auswei-
sung des Baugebietes verfolgt die Stadt
vorrangig das Ziel, die Innenentwicklung
qualitativ zu fördern, Brachflächen zu reakti-
vieren, Leerstand zu vermeiden und
Nachverdichtungsmöglichkeiten zu schaffen.
Das Baugebiet schafft lediglich eine attrakti-
ve Ergänzungan das vorhandene Angebot.
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Den Grundsätzender Raumordnung folgend,
ist es daher fehlerhaft, etwaige, wenn
überhaupt bestehende Bedarfe, die in der
Innenstadt bestehen könnten, durch
Außenbereichsbebauungzu befriedigen.

Die konkrete Lage des Plangebietes führt
darüber hinaus zur unerwünschten
Zersiedlung, worauf bereits das Amt für
Raumordnung und Landesplanung Region
Rostock mit Blick auf die zwischen dem
Plangebiet und dem Am Bornmühlenweg
liegende Grünflächehingewiesen hat. Dass
diese Flächenoch nicht überplantwird - nicht
im Geringsten nachvollziehbar - wird damit
begründet, dass die Stadt Teterow mit Blick
auf die vorhandene Infrastruktur nicht
überfordert werden solle. Angedeutet wird
gleichwohl, dass auch diese Fläche noch
überplantwerden soll, um letztlich auch den
vom Amt für Raumordnung und
Landesplanung Region Rostock geäußerten
Bedenken hinsichtlich einer Zersiedlung zu
begegnen.

Es drängt sich an dieser Stelle vielmehr der
Eindruck auf, dass durch ein gewisses
Abrücken von der Bestandsbebauung die
nachvollziehbaren Bedenken unserer
Mandanten abgemildert werden sollen, um
zunächst diesen Bebauungsplan
durchzusetzen.

Dieses Vorgehen gleicht
ungebührlichenSalamitaktik.

einer

Der beabsichtigte Bebauungsplan entspricht
in seinem Umfang all dem zufolge nicht den
Grundsätzen der Raumordnung.
Insbesondere hat sich die Stadt ganz
offensichtlich nicht mit ihrer
Bevölkerungsentwicklung befasst und
begründet in keiner Weise die Notwendigkeit
der zu Ziff. 1 dargelegten, möglichen
Schaffung zusätzlichenWohnraumes.

Mit diesem Bebauungsplan würde die Stadt
vielmehr dafür Sorge tragen, dass der
Innenbereich noch weiter entvölkert und
damit noch unattraktiverwird.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, aber aus den oben genannten
Gründennicht geteilt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Der Haupt-Eigentümer der Fläche
hat gegenwärtig kein Interesse an einer Ent-
wicklung oder Verkauf der Fläche. Die
Fläche ist bereits im Flächennutzungsplan
füreine wohnbauliche Entwicklung vorgese-
hen. Es handelt sich um eine sich
anbietende Siedlungsfläche, die bei Verfüg-
barkeit ebenfalls den mittel- bis langfristigen
Bedarf nach Wohnraum decken könnte. Jetzt
bereits eine Bauleitplanung zu forcieren, die
nicht umgesetzt wird, erscheint wenig ziel-
führend und mit dem Grundsatz der
"Erforderlichkeit der Planung" nicht verein-
bar.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, ist aber so nicht zutreffend. Die
Ackerfläche ist nicht Gegenstand dieser Pla-
nung und eignet sich im Rahmen einer
späteren Planung, einen gestaffelten Uber-
gang zu bewirken.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, aber nicht geteilt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, aber aus den oben genannten
Gründennicht geteilt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, aber aus den oben genannten
Gründennicht geteilt.
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III. Maßder baulichen Nutzung

Für dem mangelnden bzw. zumindest nicht
ermittelten Bedarf ist das Maßder baulichen
Nutzung zu hoch.

Wie bereits dargelegt, ermöglicht die fürdas
WA 1 beabsichtigte Festsetzung zum Maß
der Bebauung die Errichtung von
fünfgeschossigen Mehrfamilienhäusern, die
bei offener Bauweise gemäß§ 22 Abs. 2
BauNVO eine Länge von 50 m aufweisen
können.

Ungeachtet des fraglichen Bedarfs für
fünfgeschossige Wohnhäuser würde die
Anordnung einer derart umfangreichen und
vor allem hohen Bebauung in unmittelbarer
Nähe zum Wohngebiet unserer Mandanten,
das durch anderthalbgeschossige Bebauung
geprägt ist, zu einer unorganischen
Siedlungsstruktur beitragen. Durch die
Topografie des Geländes wird noch
verstärkt, dass sich die beabsichtigte
Bebauung nicht in die sich anschließende
Siedlungsstruktur einfügt.

Möglicherweise bewusst lässt der Entwurf
des Bebauungsplanes derzeit noch die
Höhenbezugspunkte offen und verweist auf
die noch nicht erfolgte Straßenplanung, da
als Höhenbezugspunktganz offensichtlich
grundstücksbezogene Höhenbezugspunkte
mit Bezug auf die anliegenden
Straßenkörpergewähltwerden sollen.

Mit der beabsichtigten Festsetzung würde in
unmittelbarer Nähe zu den Grundstücken
unserer Mandanten die Errichtung von
Gebäuden möglichwerden, die im Verhältnis
zur Lage der Grundstücke unserer

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Gebäude bis zu einer Länge von
50 m wären planerisch möglich, sind aber
gegenwärtig entsprechend der vorgeschla-
genen Grundstücksteilungnicht beabsichtigt.
Bezogen auf das Normal-Höhen-Nullwerden
die zukünftige Bebauung und die Am Born-
mühlenwegvorhandene letzte Baureihe etwa
gleich hoch gelegen sein. Dennoch wird auf
den Baugrundstücken Nr. 85 - 89 die maxi-
mal zulässige Firsthöhe auf 13,50 m
reduziert und die Anzahl der zulässigenVoll-
geschosse in diesem Bereich auf zwei
reduziert.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, aber nicht geteilt. Zwischen dem
Plangebiet und den Gartenflächen liegen
mindestens 100 m Abstand. Es sei der Hin-
weis erlaubt, dass an das Wohngebiet 'Am

Bornmühlenweg' im Norden und Westen
ebenfalls bereits Geschosswohnungsbau
anschließt.Zudem sind Reihen- und Doppel-
häuser anzutreffen. Es handelt sich bei der
bestehenden Bebauung bereits um eine sehr
heterogene Siedlungsstruktur mit unter-
schiedlichsten Wohnformen und nicht um
eine homogene Siedlung, die ausschließlich
aus Einfamilienhäusern besteht. Dennoch
sollen auf den Grundstücken 85 - 89 künftig
nur zwei Vollgeschosse maximal zulässig
sein.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, ist so aber nicht zutreffend. Zum
nächsten Verfahrensschritt (erneute öffentli-
che Auslegung) werden in der
Planzeichnung für jedes Grundstück unter
Berücksichtigung der vorhandenen Topogra-
phie und der Deckenhöhenplanung der
Planstraßen grundstücksbezogene Höhen-
bezugspunkte festgesetzt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, ist so aber nicht zutreffend.
Bezogen auf das Normal-Höhen-Nullwerden
die zukünftige Bebauung und die Am Born-
mühlenwegvorhandene letzte Baureihe etwa
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Mandanten eine Höhe von bis zu 18 m
aufweisen können und die Grundstücke
unserer Mandanten beschatten.

Für die Festsetzungen der unmittelbar
südwestlich angrenzenden Flächen des
WA 1 ist mithin höchstens
Zweigeschossigkeit und eine Firsthöhe von
maximal 10,50 m festzusetzen, was im
Ergebnis noch immer zu einer
ausreichenden Bebaubarkeit führen würde.
Auch sollte in Betracht gezogen werden, eine
Bebauung mit Mehrfamilienhäusern für die
westlichen Randbereiche vorzusehen.

Gleichermaßen ist die Festsetzung einer
GRZ von 0,4 für das WA 1 und eine
Festsetzung der GRZ von 0,3 für die
restlichen Flächenzu hoch.

IV. Verkehrliche Erschließung

Der Planentwurf sieht vor, dass das gesamte
Gebiet über den Bommühlenweg
erschlossen wird. Beim Bornmühlenweg
handelt es sich im Zufahrtsbereich zum
Plangebiett und jedenfalls im Bereich des
Wohngebietes unserer Mandanten um eine
Anliegerstraße, die für den Bedarf dieses
Wohngebietes ausgelegt ist.

Durch eine mögliche Bebauung mit
perspektivisch über 1.000 Wohneinheiten
würde der Straßenverkehr - auch mangels
öffentlichen Personennahverkehrs - in einem
Maßezunehmen, das von der vorgesehenen
Erschließungsstraße nicht mehr
aufgenommen werden kann.

Im Rahmen der Aufstellung des
Bebauungsplanes sind offensichtlich keine
Untersuchungen über die Leistungsfähigkeit
der Erschließungsstraßemit Blick auf die
mögliche Anzahl von Wohneinheiten

gleich hoch gelegen sein. Dennoch wird auf
den Baugrundstücken Nr. 85 - 89 die maxi-
mal zulässige Firsthöhe auf 13,50 m
reduziert und die Anzahl der zulässigenVoll-
geschosse in diesem Bereich auf zwei
reduziert. Zwischen dem Plangebiet und den
Gartenflächen liegen mindestens 100 m Ab-
stand. Eine Verschattung ist bei diesem
Abstand nahezu unmöglich.

Der Anregung wurde dahingegend entspro-
chen, dass auf den Baugrundstücken85 - 89
(WA 4) maximal zwei Vollgeschosse zulässig
sind. Zudem wurde die Firsthöhe um 1,5 m
reduziert.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, aber nicht geteilt. Eine GRZ von
0,4 entspricht gemäß§17 BauNVO den Ori-
entierungswerten für allgemeine
Wohngebiete. Zudem erfordert eine verdich-
tete Bauweise in Form kleinerer
Mehrfamilienhäuser auch eine höhere Aus-
nutzung der Grundstücke.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Die Straße Äm Bornmühlenweg'
ist ausreichend dimensioniert, den zusätzli-
chen Verkehr aufzunehmen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, aber nicht geteilt. Wie oben
erläutert, werden im Plangebiet deutlich we-
nigerWohneinheiten entstehen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Die Straße 'Am Bommühlenweg'
ist als äußereErschließungsstraßevorgese-
hen. Diese berührt bereits jetzt lediglich die
an ihr gelegenen Grundstücke, nicht aber die
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durchgeführt worden, was ein ganz
erhebliches Ermittlungsdefizit darstellt, da
eine mangelnde Leistungsfähigkeit der
Erschließungsstraße zu ganz erheblichen
bodenrechtlichen Konflikten führenwürde.

V. Immissionen

Aus der ganz erheblichen Zunahme der
Verkehrsbelastung folgt eine gleichermaßen
erhebliche Zunahme von Verkehrslärm im
Bereich des Wohngebiets unserer
Mandanten.

Die mögliche Zunahme des Verkehrs
gebietet im Rahmen der Aufstellung des
Bebauungsplanes die Einholung eines
Lärmgutachtens, was ganz offensichtlich in
fehlerhafterweise unterblieben ist. Während
sich der Umweltbericht, wie es auch geboten
ist, umfangreich mit dem Artenschutz und
weiteren Schutzgütern befasst, führt der
Umweltbericht auf Seite 67 des
Begründungsentwurfs lediglich unbegründet
und lapidar aus, dass sich die Erhöhung des
Verkehrsaufkommens durch die zukünftigen
Anwohner unterhalb der Erheblichkeits-
schwelle bewegen würde. Dabei dürfte
unstreitig sein, dass im Rahmen der
Untersuchung des Schutzgutes Mensch
insbesondere etwaige zusätzliche
Verkehrsbelastungen untersuchungs-
bedürftig sind, um eine tragfähige
Begmndung zu erhalten.

VI. ZukünftigeEntwicklungen

Es wurde von der Raumordnungsbehörde
empfohlen, das Gebiet des
Bebauungsplanes künftig um die zwischen
den Grundstücken unserer Mandanten und
dem Plangebiet liegenden Flächen zu

übrigen Grundstücke des am Bornmühlen-
weg gelegenen Wohngebietes. Es werden
zwar Mehrverkehre auf der Straße 'Am

Bornmühlenweg' stattfinden, die aber sicher
nicht die Orientierungswerte von 55 dB(A)
am Tag und 45 dB(A) in der Nacht erreichen
werden. Die Herstellung einer äußerenEr-
schließungdes Plangebietes überdie Straße
Äm Stubbenbruch' wäre nicht nur länger,
sondern würde in ihrer Summe in erhebli-
chem MaßeMehrverkehre verursachen, weil
die Verkehrsteilnehmer dann nur vom äu-
ßersten südöstlichen Siedlungsrand der
Stadt Teterow überdie L 11 das Plangebiet
erreichen könnten und nicht, wie planerisch
vorgesehen, vergleichsweise zentral überdie
B 104.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, aber aus den oben genannten
Gründennicht geteilt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, aber nicht geteilt. Der neu
hinzukommenden Verkehr wird sich unter
der Erheblichkeitsschwelle bewegen. Die
durch die Umsetzung der Planung hinzu-
kommenden Neuverkehre werden so
untergeordnet sein, dass eine Steigerung um
3 dB(A) ausgeschlossen werden kann, zumal
die Straße"Am Bornmühlenweg" eine glatte
Oberflächeaufweist und dort nur 30 km/h zu-
lässig sind. Die Zusatzverkehre durch das
Plangebiet sind somit für die Lärmbetrach-
tung irrelevant. Mit der Umsetzung der
Planung werden zwischen 137 und 364 zu-
sätzlichePkws erwartet.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Es handelt sich um eine sich
anbietende Siedlungsfläche, die als Uber-
gang zwischen den bestehenden Gebäuden
und dem neuen Wohngebiet mittel- bis lang-
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erweitern, was zu einer weiteren und nicht
hinnehmbaren baulichen Verdichtung wie
auch Zunahme der Verkehrsbelastung
führen würde. Diesen Aspekt berücksichtigt
der Bebauungsplan nicht, obwohl die
beschriebenen Konfliktiagen bereits jetzt
erkennbarsind.

VII. Zusammenfassung
Der im Entwurf vorliegende Bebauungsplan
ist für die Bedürfnisse von Teterow
vollkommen überdimensioniert. Er entspricht
nicht den zu beachtenden Grundsätzen der
Raumordnung und würde zu einer
unerwünschten Zersiedlung in den
Außenbereich führen, wodurch
unüberwindbare bodenrechtliche Konflikte
und eine unorganische Siedlungsstruktur
entstehen. Besondere Konflikte ruft die
geplante Ermöglichung fünfgeschossiger
Mehrfamilienhäuseram nördlichen Rand des
Plangebietes hervor.

Wesentliche Aspekte wie der tatsächliche
Bedarf an Wohnbauflächen, die verkehrliche
Erschließung und zu erwartende
Lärmbelastungwurden nicht untersucht.

Die Schaffung von Wohnbauflächen wird
nicht grundsätzlich in Abrede gestellt. Allein
eine dem notwendigen Maß der baulichen
Nutzung angepasste Entwicklung würde
allerdings angemessen und fürden etwaigen
Wohnbedarf ausreichend sein.

fristig fungieren kann. Die Fläche ist bereits
im Flächennutzungsplan als Wohnbaufläche
dargestellt, so dass eine Entwicklung abseh-
bar ist.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, aber aus den bereits erläuterten
Gründen nicht geteilt. Ihr wird aber dahinge-
hend entsprochen, dass auf den
Baugrundstücken Nr. 85 - 89 die maximal zu-
lässige Firsthöhe auf 13,50 m reduziert wird
und die Anzahl der zulässigenVollgeschosse
in diesem Bereich aufzwei verringertwird.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, aber nicht geteilt. Die Neuverkehre
sind füreine Lärmbetrachtung irrrelevant. Die
Begründung wird um weitere Aussagen zur
tatsächlichen Nachfrage und Bevölkerungs-
entwicklung ergänzt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.
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Privat18
(Stellungnahme vom 27.01.2022)

lch nehme an, dass Sie fürden Abwägungs-
prozess bzgl. des neuen Wohngebietes
„Mühlenblick" Meinungen sammeln. Auf die-
sem Wege möchte ich mich als Bürger der
Stadt Teterow zu diesem Thema äußern.

Wie aus den beiden Artikeln im Nordkurier
hervorgeht, gibt es seitens einer kleinen An-
zahl (11) von vermeintlichen Anliegern des
geplanten Wohngebietes „Mühlenblick" den
Versuch, Mitglieder der Stadtvertretung unter
Druck zu setzen.

lch nehme an, ihnen liegt das hierzu in Um-
laufgebrachte Flugblatt vor. (Kopie anbei)

In der durchaus berechtigten Debatte über
das zukünftige Wohnen in Teterow, hier ei-
nes der neu zu schaffenden Wohngebiete
betreffend, ist es nun an der Zeit, wieder auf
die Sachebene zurück zu kehren. Dass die
besagten Grundstückeigentümer Verände-
rungen in ihrem gewohnten Umfeld
hinzunehmen haben und damit Sorgen und
Angste ausgelöstwurden, ist verständlich.

Wenn aus diesen Sorgen aber der Inhalt des
angesprochenen Flugblattes erwächst, ha-
ben sich die Verfasser derart disqualifiziert,
dass kaum der Wille zu einer weiteren sach-
bezogenen Debatte vermutet werden kann.
Dass die namentlich bekannten Verfasser in
dieser Form Angste schüren und Unwahrhei-
ten verbreiten, ist fürTeterow einmalig.

Den Tiefpunkt bildet hier aber die Instrumen-
talisierung von Kindern. Das ist nicht nur
völlig indiskutabel, sondern beschämend.

Jeder der aufgeführten Punkte entspricht
weder den bekannten Realitäten, noch an-
zunehmenden Entwicklungen.

Bei einer Entfernung der betroffenen hläuser
und dem neuen Wohngebiet von mehr als
120 Metern ist es überhauptfraglich, ob hier
noch von Betroffenen oder Anliegern zu
sprechen ist und ob diese überhaupt eine
Berechtigung besitzen, derartigen Einwän-
den zu erheben.

Jeder hat im Rahmen der öffentlichenAusle-
gung die Möglichkeit, Stellung zu der
Planung zu nehmen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Es ist nachvollziehbar, dass der
Verlust einer weitgehend ungestörten Sicht
in die Ferne bedauert wird. Diese Annehm-
lichkeit ist aber grundsätzlich eine bloße
Chance, die das Interesse an der Erhaltung
dieses Zustandes noch nicht zu einem ab-
wägungserheblichen Belang macht (vgl.
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Vor 20 Jahren haben genau die nun Agie-
renden und um Ihren freien Himmel
bangenden Hausbesitzer selbst ohne Rück-
sicht, ihre vormals eingeschossigen
Bungalows zu 2-geschossigen Wohnhäuser
erweitert. Die dahinterliegenden Häuser
konnten sich dieser Erweiterung auch nicht
entziehen und öffentlich Debatten gab es
damals auch nicht. Wir können nicht von
Wohnungsnot in Teterow sprechen, eher von
einer sich verstärkenden Wohnungs- bzw.
Grundstücksnachfrage.

Bei den täglich über700 Einpendlern, die in
den prosperierenden Industrieunternehmen
unser Stadt Beschäftigung finden, sind auch
die Vielzahl der Bauwilligen zu finden. Hinzu
kommen die jungen Teterower Familien, die
auch ein Recht auf ihr eigenes Haus haben
oder sich in moderne Wohnunqen einmieten
wollen. Dass Bauerwartungsiand irgendwann
seine Erwartungen auch erfüllt, sollte wohl
jedem klar sein. Teterow kann es sich auch
überhaupt nicht leisten, nicht mindestens ein
zukunftsorientiertes Wohngebiet zu erschlie-
ßen. Heute und auch zukünftig entscheidet
die Einwohnerzahl über Schlüsselzuweisun-
gen und natürlichüberKaufkraft.

Es ist wirklich gut zu wissen, dass der noch
amtierende Vorsitzende des Teterower Bau-
ausschuss Dr. Jürgen Paries vor wenigen
Monaten, im Zusammenhang mit einer
Blechhalle in einem anderen Wohngebiet,
ganz klar argumentierte, ich zitiere aus dem
NK: „Freie Sicht kann niemand auf100 Jahre
garantieren." Wenn alle Rechtsnormen ein-
gehalten wurden und davon kann bei so
erfahrenen Unternehmern ausgegangen
werden und dieser klaren Positionierung des
Bauausschusses, kann den zukünftigen Ei-
gentümern und Mietern, deren Stimme
überhauptnoch nicht vernommen wurde, nur
alles Gute und viel Glückgewünschtwerden.
Die Stadt Teterow erhält mit dem „Mühlen-
blick" ein ästhetisch ansprechendes
Wohngebiet, bei dessen Entwicklung und
Umsetzung, gerade in Bezug auf ein klima-
und ressourcenschonendes und nachhalti-
ges Bauen, äußerstviel Wert gelegt wird.

BVerwG vom 22.08.2000 Az. 4 BN 38/00).

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.
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